
VERORDNUNG (EG) Nr. 194/2009 DER KOMMISSION

vom 11. März 2009

zur Einführung eines vorläufigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in
den Vereinigten Staaten von Amerika

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom
6. Oktober 1997 über den Schutz gegen subventionierte Ein­
fuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden
Ländern (1) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 12,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

(1) Am 13. Juni 2008 veröffentlichte die Kommission im
Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung
(„Einleitungsbekanntmachung“) (2) über die Einleitung ei­
nes Antisubventionsverfahrens („AS-Untersuchung“ oder
„Untersuchung“) betreffend die Einfuhren von Biodiesel
mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika
(„USA“ oder „betroffenes Land“).

(2) Am selben Tag veröffentlichte die Kommission im Amts­
blatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung (3) über
die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend
die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA
und leitete eine gesonderte Untersuchung („AD-Verfah­
ren“) ein.

(3) Die AS-Untersuchung wurde auf einen Antrag hin einge­
leitet, der am 29. April 2008 vom European Biodiesel
Board („Antragsteller“) im Namen von Herstellern gestellt
worden war, auf die mit mehr als 25 % ein erheblicher
Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion von Biodie­
sel entfiel. Der Antrag enthielt Anscheinsbeweise für das
Vorliegen von Subventionierung bei der genannten Ware
und für eine dadurch verursachte bedeutende Schädigung;
diese Beweise wurden als ausreichend angesehen, um die
Einleitung der AS-Untersuchung zu rechtfertigen.

(4) Vor der Einleitung des Verfahrens unterrichtete die Kom­
mission die Regierung der USA gemäß Artikel 10 Absatz
9 der Grundverordnung über den Eingang eines mit den
erforderlichen Unterlagen versehenen Antrags, dem zu­
folge subventionierte Einfuhren von Biodiesel mit Ur­
sprung in den USA eine bedeutende Schädigung des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft verursachten. Der
Regierung der USA wurden Konsultationen angeboten,

um die im Antrag beschriebene Sachlage zu klären und
zu einer einvernehmlichen Lösung zu gelangen. Die Re­
gierung der USA nahm dieses Angebot an und die Kon­
sultationen fanden daraufhin am 2. Juni 2008 statt. Bei
den Konsultationen konnte keine einvernehmliche Lö­
sung gefunden werden. Die Stellungnahmen der Behör­
den der USA, in denen betont wurde, dass nicht in allen
Fällen anhand der vorliegenden Angaben erkennbar sei,
dass US-amerikanischen Herstellern bzw. Ausführern von
Biodiesel im Rahmen bestimmter im Antrag genannter
bundesstaatlicher Programme anfechtbare Vorteile ge­
währt würden, wurde jedoch gebührend Rechnung getra­
gen. Nach Prüfung der vorliegenden Informationen
wurde entschieden, die folgenden bundesstaatlichen Re­
gelungen nicht in die Untersuchung einzubeziehen, ob­
gleich sie in der Einleitungsbekanntmachung genannt
sind: das „Florida renewable energy technology grants
program“ (Zuschussprogramm des Bundesstaates Florida
für Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energieträ­
ger), das „Texan new technology research and develop­
ment program“ (Programm des Bundesstaates Texas zur
Erforschung und Entwicklung neuer Technologien), das
„Washington state energy freedom program (second
part)“ (Programm des Bundesstaates Washington zur För­
derung erneuerbarer Energien (zweiter Teil)), den „Ala­
bama alternative fuels and research development fund“
(Fonds des Bundesstaates Alabama zur Erforschung und
Entwicklung alternativer Kraftstoffe), die „North Dakota
biodiesel sales equipment tax credit“ (Steuervergünstigung
des Bundesstaates North Dakota für die Infrastruktur
zum Verkauf von Biodiesel) und die „Nebraska alternative
fuel vehicle and refuelling infrastructure loans“ (Darlehen
des Bundesstaates Nebraska für die mit alternativem
Kraftstoff betriebenen Fahrzeuge und die Betankungsinf­
rastruktur).

(5) Die Kommission unterrichtete die Ausführer/Hersteller in
den USA sowie die bekanntermaßen betroffenen Einfüh­
rer, Zulieferer, Verwender und Verbände, die Behörden
der USA sowie die antragstellenden Gemeinschaftsherstel­
ler und andere bekanntermaßen betroffene Gemein­
schaftshersteller offiziell über die Einleitung des Verfah­
rens. Die interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, in­
nerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung gesetzten
Frist ihren Standpunkt schriftlich darzulegen und eine
Anhörung zu beantragen. Alle interessierten Parteien,
die einen entsprechenden Antrag stellten und nachwie­
sen, dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprachen,
wurden gehört.

1.1. Bildung einer Stichprobe der Ausführer in den
USA

(6) Angesichts der Vielzahl von Ausführern/Herstellern in
den USA war in der Einleitungsbekanntmachung zur Er­
mittlung der Subventionierung ein Stichprobenverfahren
gemäß Artikel 27 der Grundverordnung vorgesehen.
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(7) Um über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens
entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu
können, forderte die Kommission die Ausführer/Herstel­
ler in den USA auf, sich innerhalb von 15 Tagen nach
Einleitung der Untersuchung selbst zu melden und
grundlegende Angaben über ihre Ausfuhr- und Inlands­
verkäufe und ihre genaue Tätigkeit in Verbindung mit der
Herstellung von und dem Handel mit Biodiesel oder Bio­
dieselmischungen zu machen sowie Namen und Tätigkeit
aller mit ihnen verbundenen Unternehmen, die in dem
auch unter Randnummer (17) definierten Untersuchungs­
zeitraum vom 1. April 2007 bis zum 31. März 2008
(„UZ“) an der Herstellung und dem Handel mit der be­
troffenen Ware beteiligt waren, anzugeben.

(8) Im Rahmen des Stichprobenverfahrens meldeten sich
über 50 Unternehmen und übermittelten die angeforder­
ten Informationen innerhalb der 15-Tage-Frist. Auf diese
Unternehmen entfielen mehr als 80 % aller Biodieselein­
fuhren aus den Vereinigten Staaten von Amerika in die
Gemeinschaft.

Auswahl der Stichprobe kooperierender Unternehmen in den
USA

(9) Gemäß Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b der Grundver­
ordnung stützte sich die Auswahl der Stichprobe auf die
größte repräsentative Ausfuhrmenge der betroffenen
Ware in die Gemeinschaft, die in angemessener Weise
in der zur Verfügung stehenden Zeit untersucht werden
konnte. Gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Grundverord­
nung wurden die Unternehmen, die in die Stichprobe
einbezogen werden wollten, der Berufsverband der Bio­
dieselhersteller in der Vereinigten Staaten von Amerika
(National Biodiesel Board) sowie die Regierung der Ver­
einigten Staaten von Amerika zu der vorgeschlagenen
Stichprobe gehört. Auf der Grundlage der von den inte­
ressierten Parteien vorgelegten Stellungnahmen wurden
ursprünglich sieben Unternehmen für die Stichprobe aus­
gewählt. Es wurde jedoch vorläufig entschieden, dass ei­
nes der ursprünglich für die Stichprobe ausgewählten
Unternehmen davon ausgeschlossen werden sollte, um
die Parallelität mit der Stichprobe des AD-Verfahrens be­
treffend die Einfuhren von Biodiesel aus den USA zu
gewährleisten. Im Gegensatz zu den anderen Unterneh­
men der Stichprobe, die Biodiesel herstellen, betreibt das
betreffende Unternehmen nur Handel mit Biodiesel. Die­
sem Unternehmen wird jedoch gemäß Artikel 27 Absatz
3 der Grundverordnung eine individuelle Prüfung ge­
währt und es wird ein unternehmensspezifischer Aus­
gleichszoll festgesetzt. Auf die sechs Unternehmen, die
die Stichprobe bilden, entfielen nach US-amerikanischen
Ausfuhrstatistiken 50 % der Gesamtausfuhrmenge aus
den USA im UZ sowie 73 % der Biodiesel-Einfuhren
von Unternehmen, die sich für die Stichprobe gemeldet
hatten (vgl. Rundnummer (8)).

Individuelle Prüfung der Unternehmen, die nicht in die Stich­
probe einbezogen wurden

(10) Zehn kooperierende Unternehmen, die nicht in die Stich­
probe einbezogen wurden, beantragten die Berechnung
individueller Spannen gemäß Artikel 27 Absatz 3 und
Artikel 15 Absatz 3 der Grundverordnung. Diesen Unter­
nehmen wurden Fragebogen zugesandt. Nur ein Unter­

nehmen beantwortete den Fragebogen fristgerecht. Der
Antrag wurde jedoch später zurückgezogen.

1.2. Auswahl einer Stichprobe unter den Gemein­
schaftsherstellern

(11) Die Stichprobe unter den Gemeinschaftsherstellern wurde
gemäß Artikel 27 der Grundverordnung nach Anhörung
des Antragstellers auf der Grundlage des größten reprä­
sentativen Produktions- und Verkaufsvolumens in der
Gemeinschaft wie unter Randnummer (164) dargelegt
gebildet. Bei dieser Auswahl wurde auch einer gewissen
geografischen Streuung der Hersteller in der Gemein­
schaft Rechnung getragen. So wurden elf Gemeinschafts­
hersteller für die Stichprobe ausgewählt. Die Kommission
sandte Fragebogen an die elf ausgewählten Unternehmen.
Ein zunächst für die Stichprobe in Betracht gezogener
Hersteller musste jedoch ausgeschlossen werden, da er
keine aussagekräftige Antwort auf den Fragebogen über­
mittelte. Somit gingen innerhalb der gesetzten Frist von
den übrigen Unternehmen zehn vollständige Antworten
ein. Diese zehn in die Stichprobe einbezogenen Hersteller
wurden als repräsentativ für die Hersteller in der Gemein­
schaft insgesamt angesehen.

1.3. Von dem Verfahren betroffene Parteien

(12) Die Kommission sandte allen bekanntermaßen betroffe­
nen Parteien und allen übrigen Unternehmen, die sich
innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung gesetz­
ten Fristen meldeten, Fragebogen zu. Fragebogen wurden
somit gesandt an die Behörden der USA, die sieben ur­
sprünglich für die Stichprobe der US-amerikanischen Un­
ternehmen ausgewählten Unternehmen, die zehn unter
Randnummer (10) genannten Unternehmen, die 11 Ge­
meinschaftshersteller der Stichprobe, 18 Verwendern so­
wie 90 Rohstofflieferanten.

(13) Antworten auf den Fragebogen gingen ein von den Be­
hörden der USA, die sieben ursprünglich für die Stich­
probe der US-amerikanischen Unternehmen ausgewähl­
ten Unternehmen sowie von einem Unternehmen, das
wie unter Randnummer (10) ausgeführt individuelle Be­
handlung beantragte, von zehn Gemeinschaftsherstellern
in der Stichprobe, einem Verwender und sechs Rohstoff­
lieferanten.

(14) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie für
die vorläufige Ermittlung der Subventionierung, der da­
raus resultierenden Schädigung und des Gemeinschafts­
interesses benötigte, und prüfte sie.

(15) Es wurde von Ort bei den folgenden Behörden der Ver­
einigten Staaten von Amerika Kontrollbesuche durchge­
führt:

Bundesbehörden der Vereinigten Staaten von Amerika

— Department of the Treasury (DOT) (Finanzministe­
rium)

— Department of Agriculture (USDA) (Landwirtschafts­
ministerium)

— Office of the United States Trade Representative (Büro
des Handelsbeauftragten der Vereinigten Staaten)
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Bundesstaatliche Behörden:

— Illinois State Authorities, Springfield (Behörden des
Bundesstaates Illinois)

— Missouri State Authorities, Jefferson City (Behörden
des Bundesstaates Missouri)

— North Dakota State Authorities, Bismarck (Behörden
des Bundesstaates North Dakota)

— Texas Comptroller of Public Accounts, Austin (Rech­
nungshof des Bundesstaates Texas)

— Texas Department of Agriculture, Austin (Landwirt­
schaftsministerium des Bundesstaates Texas)

— Washington State Authorities, Olympia (Behörden
des Bundesstaates Washington)

(16) In den Betrieben der folgenden Unternehmen wurden
ebenfalls Kontrollbesuche durchgeführt:

a) H e r s t e l l e r i n d e r G e m e i n s c h a f t

— Biopetrol Industries AG, Schwarzheide, Deutsch­
land

— Diester-Gruppe

— Diester Industries SAS, Paris, Frankreich

— Mannheim Bio Fuel GmbH, Mannheim,
Deutschland

— Natural Energy West GmbH, Neuss, Deutsch­
land

— Novaol Austria GmbH, Bruck an der Leitha,
Österreich

— Novaol Srl, Mailand, Italien

— Ecomotion-Gruppe

— Ecomotion GmbH, Sternberg, Deutschland

— Daka Biodiesel a.m.b.a, Løsning, Dänemark

— GATE Global Alternative Energy Germany GmbH,
Wittenberg und Halle, Deutschland

— Neochim SA, Feluy, Belgien

b) A u s f ü h r e n d e H e r s t e l l e r i n d e n U S A

— Archer Daniels Midland Company, Decatur, Illi­
nois

— Cargill Inc, Wayzata, Minnesota

— Green Earth Fuels of Houston LLC, Houston, Te­
xas

— Imperium Renewables Inc., Seattle, Washington

— Peter Cremer North America LP, Cincinnati, Ohio

— Vinmar Overseas Limited, Houston, Texas

— World Energy Alternatives LLC, Boston, Massachu­
setts

c) V e r b u n d e n e E i n f ü h r e r i n d e r G e m e i n ­
s c h a f t :

— Cremer Energy GmbH, Hamburg, Deutschland

— Cargill NV, Ghent, Belgien

— ADM Europoort BV, Rotterdam, Niederlande

— ADM Hamburg AG, Hamburg, Deutschland

— ADM International, Rolle, Schweiz

1.4. Untersuchungszeitraum

(17) Die Subventions- und die Schadensuntersuchung betrafen
den Zeitraum vom 1. April 2007 bis zum 31. März
2008 (nachstehend „Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“
genannt). Die Prüfung der für die Bewertung der Schädi­
gung relevanten Trends betraf den Zeitraum vom Januar
2004 bis zum Ende des UZ („Bezugszeitraum“).

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE

2.1. Betroffene Ware

(18) In der Einleitungsbekanntmachung wurde die angeblich
subventionierte Ware definiert als durch Synthese
und/oder Hydrotreating gewonnene Fettsäuremonoalky­
lester und/oder paraffinische Gasöle nichtfossilen Ur­
sprungs (gemeinhin als „Biodiesel“ bezeichnet), in Rein­
form oder als Mischung, die hauptsächlich, aber nicht
ausschließlich als erneuerbarer Kraftstoff verwendet wer­
den, mit Ursprung in den USA („betroffene Ware“), üb­
licherweise eingereiht unter den KN-Codes 3824 90 91,
ex 3824 90 97, ex 2710 19 41, ex 1516 20 98,
ex 1518 00 91, ex 1518 00 99.
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(19) Nach Title 26 Section 40A Buchstabe d des US Internal
Revenue Code (US CODE - Steuergesetz) (4) ist Biodiesel
definiert als Monoalkylester langkettiger Fettsäuren, die aus
pflanzlichen oder tierischen Stoffen gewonnen werden, die
a) die Zulassungsanforderungen für Kraftstoffe und Kraft­
stoffzusätze der Environmental Protection Agency (Umwelt­
behörde ) nach Section 211 des Clean Air Act (42 U.S.C
7545 - Luftreinhaltungsgesetz) und b) die Anforderungen
der American Society of Testing and Materials (Normungs­
organisation) nach D6751 erfüllen.

(20) Markt- und öffentlich zugänglichen Informationen (5) zu­
folge werden alle Biodieselarten und Biodieselmischungen
(Gemische aus Biodiesel und Mineralöldiesel wie unter Rand­
nummer 22 dargelegt), die in den USA hergestellt und ver­
kauft werden, als Biodieselkraftstoffe angesehen und sind
Teil eines Gesetzespakets, das Energieeffizienz und alterna­
tive Kraftstoffe aus erneuerbaren Energieträgern betrifft.

(21) Die Untersuchung ergab, dass es sich bei dem in den USA
hergestellten Biodiesel in erster Linie um Fettsäuremethyles­
ter (FAME) handelt, der aus einer Vielzahl unterschiedlicher
pflanzlicher Öle gewonnen wird, die als Ausgangsstoff für
Biodiesel (6) dienen. Die Bezeichnung „Ester“ betrifft die Um­
esterung pflanzlicher Öle, d. h. die Vermischung von Öl mit
Alkohol. Die Bezeichnung „Methyl“ bezieht sich auf das
Methanol, den am häufigsten in diesem Verfahren eingesetz­
ten Alkohol; es kann indessen auch Ethanol zur Herstellung
verwendet werden, in diesem Fall entstehen „Fettsäureethy­
lester“. Die Umesterung ist ein verhältnismäßig einfaches
chemisches Verfahren; um eine hohe Biodieselqualität zu
gewährleisten, ist jedoch die Einhaltung der strengsten In­
dustrienormen erforderlich.

(22) Die Untersuchung bestätigte, dass in den USA hergestellter
Biodiesel im Allgemeinen von den Herstellern mit Mineral­
öldiesel gemischt wird, um verschiedene Gemischarten („Bio­
dieselmischungen“) herzustellen, die dann auf dem Markt an
unterschiedliche Kundengruppen verkauft werden. Es zeigte
sich auch, dass Biodiesel in Reinform an unabhängige Unter­
nehmen verkauft wurde, die ihn zum Mischen mit Mineral­
öldiesel erwarben oder importierten. Das Mischen von Bio­
diesel mit Mineralöldiesel ist ein verhältnismäßig einfaches
Verfahren; es kann beispielsweise in Tanks in der Herstel­
lungsanlage erfolgen, bevor der Diesel in Tankfahrzeuge ab­
gefüllt wird, oder durch das aufeinanderfolgende Befüllen
der Tankfahrzeuge mit den gewünschten Anteilen an Biodie­
sel und Mineralöldiesel oder durch Mischen in der Kraftstoff­
leitung, so dass die beiden Komponenten zusammen in das
Tankfahrzeuge gelangen.

(23) Zur eindeutigen Beschreibung der verschiedenen Arten von
Biodieselmischungen gibt es ein international anerkanntes

System, mit dem der genaue Anteil von Biodiesel in Biodie­
selgemischen angegeben wird; so wird beispielsweise ein
Mischung mit einem Anteil von x % Biodiesel als Bx be­
zeichnet, während reiner Biodiesel als B100 bezeichnet wird,
da er zu 100 % aus Biodiesel besteht. In den USA war es
üblich, Mischungen aus 99 % Biodiesel (7) und 1 % Mineral­
öldiesel (B99) auf dem Markt zu verkaufen. Im Gegensatz zu
Mineralöldiesel sollte Biodiesel relativ schnell verbraucht
werden, da er nicht länger als drei bis vier Monate gelagert
werden kann, ohne zu oxidieren und unbrauchbar zu wer­
den. Die Beimischung von Mineralöldiesel verlängert die
Haltbarkeit des Biodiesels. Durch die Beimischung von 1 %
Mineralöldiesel ist das B99-Gemisch ausreichend toxisch, um
die Bildung von Schimmel über einen längeren Zeitraum zu
verhindern.

(24) Die Untersuchung ergab, dass Biodiesel und Biodieselmi­
schungen mit hohem Biodieselanteil (8) im Allgemeinen auf
dem US-amerikanischen Markt für den Verkauf als Mi­
schungsgrundlage bestimmt sind, während die Biodieselmi­
schungen mit niedrigem Biodieselanteil (9) auf dem US-ame­
rikanischen Markt typischerweise für den Verbrauch verkauft
werden. In den USA besteht also ein Unterschied zwischen
dem Markt für Mischungen mit hohem Biodieselanteil und
demjenigen für Mischungen mit niedrigem Biodieselanteil.

(25) Der Antrag enthielt Anscheinsbeweise dafür, dass Biodiesel
und bestimmte Mischungen, die in den USA hergestellt und
verkauft und in die Gemeinschaft ausgeführt wurden, Aus­
wirkungen auf die wirtschaftliche Lage der antragstellenden
Biodieselhersteller in der Gemeinschaft hatten. Entsprechend
den Merkmalen der einschlägigen US-amerikanischen Her­
steller und des US-amerikanischen Marktes sollte die Defini­
tion der betroffenen Ware auch Biodiesel umfassen, wenn es
Teil der relevanten Biodieselmischungen war. Die Definition
der betroffenen Ware, die sich in der Einleitungsbekanntma­
chung und unter Randnummer (18) findet, sollte klarer ge­
fasst werden, damit die Waren identifiziert werden, die von
dieser Untersuchung erfasst werden sollten.

(26) Die Untersuchung ergab, dass es sich bei den meisten Bio­
dieselmischungen, die in den USA zum direkten Verbrauch
verkauft werden, um Mischungen mit einem Anteil von
20 % Biodiesel (B20) (vgl. Randnummer (22) handelt, die
zur Einhaltung der Bestimmungen des Energy Policy Act
of 1992 (EPAct - Energiegesetz) (10) verwendet werden kön­
nen, sowie um Mischungen mit Biodieselanteilen von 6 %,
5 % und 2 % (B6, B5 und B2). Nach öffentlich zugänglichen
Informationen können Dieselmotoren quasi ohne technische
Veränderungen mit diesen Mischungen betrieben werden
und ohne dass die Garantie der Fahrzeughersteller verfällt.
Beim Einsatz von Mischungen mit geringem Biodieselanteil
(zwischen 2 % und 20 %) ähnelt die Leistung des Gemisches
derjenigen von Mineralöldiesel. Kommt Biodiesel mit einem
Anteil von über 20 % in Motoren zum Einsatz, kann der
Verbraucher u. U. einen gewissen Abfall der Leistung und
des Drehmoments sowie eine Erhöhung des Kraftstoffver­
brauchs feststellen und die Garantie der Fahrzeughersteller
würde im Allgemeinen bei Motorschäden nicht greifen.
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(4) Die Regierung der USA stellte das vollständige Steuergesetz, in das alle
neuen steuerrechtlichen Vorschriften bis 15. Dezember 2006 eingear­
beitet sind (Fassung Dezember 2006) zur Verfügung, d. h. die für den
laufenden UZ dieser Untersuchung relevante Fassung.

(5) Beispielsweise a) der im September 2008 vom NREL (National Rene­
wable Energy Laboratory) herausgegebene Leitfaden „Biodiesel Handling
and Use Guide“, b) die im Juni 2004 vom NREL veröffentlichte Analyse
„Biomass Oil Analysis“, c) von der American Society of Testing Material
(ASTM) herausgegebene, für die Öffentlichkeit bestimmte Nachrichten,
Informationen und Normen über Biodiesel, d) von NBB herausgegebene,
für die Öffentlichkeit bestimmte Nachrichten und Informationen über
Biodiesel, e) vom US Department of Energy (Energieministerium) im
Rahmen der Aktionen für saubere Städte herausgegebene Informations­
blätter usw.

(6) Native Pflanzenöle, u. a. Ester aus verschiedenen landwirtschaftlichen
Erzeugnissen, wie Mais, Sojabohnen, Sonnenblumenkernen, Baumwoll­
samen, Canola, Krambe, Raps, Färberdisteln, Leinsamen, Reiskleie, Senf­
samen usw., oder tierische Fette.

(7) Genau genommen 99,9 %, da in den USA eine Beimischung von 0,1 %
Mineralöldiesel ausreicht, um in den Genuss des „blender’s credit“
(Steuervergünstigung für Hersteller von Kraftstoffen mit Biodieselbeimi­
schungen) zu gelangen.

(8) Im Wesentlichen Mischungen mit 99 % bis 50 % Mineralölbeimischung
(B99 bis B50).

(9) Im Wesentlichen Mischungen mit 2 % bis 20 % Mineralölbeimischung
(B2 bis B20).

(10) Vgl. Energy Policy Act of 1992



(27) Die Untersuchung ergab, dass reiner Biodiesel und
Mischungen mit hohem Biodieselanteil in Allgemeinen
in den USA nicht direkt verbraucht werden. Reiner Bio­
diesel ist meist für Gemische bestimmt und gelangt erst
in dieser Form auf den Markt. Diese Mischungen werden
letztlich im Verkehrssektor als Kraftstoff für Dieselmoto­
ren von Straßenfahrzeugen, wie PKW, LKW und Bussen,
sowie für Lokomotiven verwendet. Biodiesel kann auch
als Heizöl für Kesselanlagen in Privathaushalten, Ge­
werbe- und Industriebetrieben sowie als Brennstoff zur
Stromgewinnung eingesetzt werden. Zurzeit wird er­
probt, ob Biodieselmischungen in Luftfahrzeugen ver­
wendet werden können.

(28) Aus den dargelegten Gründen sollte die betroffene Ware
definiert werden als durch Synthese und/oder Hydrotrea­
ting gewonnene Fettsäuremonoalkylester und/oder paraf­
finische Gasöle nichtfossilen Ursprungs, gemeinhin als
„Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als Mischung
mit einem Biodieselanteil von mehr als 20 % (B20). Mit
anderen Worten zur betroffenen Ware zählen reiner Bio­
diesel (B100) mit Ursprung in den USA und alle
Mischungen mit einem Biodieselanteil von mehr als
20 % (B20 und höher) mit Ursprung in den USA („be­
troffene Ware“). Dieser Grenzwert wird als geeignet an­
gesehen für eine klare Unterscheidung zwischen den ver­
schiedenen Gemischarten, die auf dem US-amerikani­
schen Markt angeboten werden.

(29) Die Untersuchung ergab, dass alle Arten von Biodiesel
und der Biodiesel in den Mischungen, die Gegenstand
dieser Untersuchung sind, trotz möglicher Unterschiede
bei den für die Herstellung verwendeten Rohstoffen oder
im Herstellungsverfahren dieselben oder sehr ähnliche
grundlegende materielle, chemische und technische Ei­
genschaften aufweisen und für dieselben Zwecke einge­
setzt werden. Die möglichen Varianten bei der betroffe­
nen Ware ändern weder ihre grundlegende Definition,
noch ihre Eigenschaften, noch die Wahrnehmung, die
die verschiedenen Parteien davon haben.

(30) Die betroffene Ware wird unter den KN-Codes
3824 90 91, ex 3824 90 97, ex 2710 19 41,
ex 1516 20 98, ex 1518 00 91, ex 1518 00 99 einge­
reiht.

2.2. Gleichartige Ware

(31) Die Untersuchung ergab, dass die auf dem US-amerika­
nischen Inlandsmarkt hergestellten und verkauften Wa­
ren, die Gegenstand dieser Untersuchung sind, ähnliche
grundlegende materielle, chemische und technische Ei­
genschaften aufweisen und in ähnlicher Weise verwendet
werden, wie die aus diesem Land in die Gemeinschaft
ausgeführten Waren. Auch die vom Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft hergestellten und auf dem Gemein­
schaftsmarkt verkauften Waren weisen ähnliche grund­
legende materielle, chemische und technische Eigenschaf­
ten auf und werden in ähnlicher Weise verwendet, wie
die aus dem betroffenen Land in die Gemeinschaft aus­
geführten Waren.

(32) Es wurde geltend gemacht, dass bestimmte Nutzer, ins­
besondere in Deutschland, reinen Biodiesel (B100) als
billigere Alternative zu Mineralöldiesel oder den üblichen
für den direkten Verbrauch auf dem Gemeinschaftsmarkt
verwendeten Mischungen nutzen. Die Prüfung dieses
Vorbringens ergab, dass die Verkäufe von Gemeinschafts­
herstellern auf dem Gemeinschaftsmarkt hauptsächlich
für Unternehmen bestimmt waren, die den Biodiesel
mit Mineralöldiesel mischten. Dass Fuhrparkbesitzer rei­
nen Biodiesel verwenden, ist auf Gemeinschaftsebene
eher die Ausnahme. Biodiesel ist auf dem Gemeinschafts­
markt ein komplementäres Produkt und kein Ersatz für
Mineralöldiesel.

(33) Dies ändert nichts an der Tatsache, dass die verschiede­
nen Typen der betroffenen Ware, die in den USA herge­
stellt und in die Gemeinschaft ausgeführt werden, mit
den in der Gemeinschaft von gemeinschaftlichen Biodie­
selherstellern hergestellten austauschbar sind. Es besteht
kein wesentlicher Unterschied in der Verwendung und
Wahrnehmung durch die Wirtschaftsbeteiligten und Nut­
zer auf dem Markt, durch den sich die Definition der
gleichartigen Ware ändern würde.

(34) Eine interessierte Partei brachte vor, die betroffene Ware,
insbesondere reiner Biodiesel, habe andere materielle und
chemische Eigenschaften als der in der Gemeinschaft her­
gestellte Biodiesel. Während die Biodieselerzeugung in
der Gemeinschaft auf Rapsöl basiere, verwendeten die
US-amerikanischen Hersteller ausschließlich Sojaöl. Aus
diesem Grund seien die beiden Warentypen nicht aus­
tauschbar und konkurrierten nicht direkt miteinander
auf dem Gemeinschaftsmarkt. Die interessierte Partei ver­
wies insbesondere auf die Tatsache, dass das Fließverhal­
ten bei Kälte und der Jodgehalt unterschiedlich seien.

(35) Die Kommission prüfte diese Behauptung und stellte Fol­
gendes fest:

a) Die grundlegenden Eigenschaften der betroffenen
Ware und der gleichartigen Ware der Gemeinschaft
sind sehr ähnlich; sie werden auch über ähnliche
oder identische Absatzkanäle verkauft, namentlich an
ähnliche Abnehmer auf dem Gemeinschaftsmarkt.

b) Die betroffene Ware und die gleichartige Ware der
Gemeinschaft dienen beide denselben oder sehr ähn­
lichen Endverwendungen (vgl. Randnummer (27).

c) Was das Fließverhalten bei Kälte anbelangt, so ist klar­
zustellen, dass es sich um den CFPP-Wert (Cold Filter
Plugging Point) handelt, also um die Temperatur, bei
der ein Prüffilter durch Brennstoffkomponenten, die
anfangen Kristalle oder ein Gel zu bilden, verstopft.
Die Untersuchung ergab, dass der CFPP-Wert der
gleichartigen Ware der Gemeinschaft niedriger ist als
derjenige des aus den USA ausgeführten Biodiesels.
Dabei handelt es sich jedoch um einen geringfügigen
Unterschied, der leicht durch das Mischen unter­
schiedlicher Biodieselarten oder durch die Beigabe
von Additiven zu reinem Biodiesel, vor allem im Win­
ter, gelöst werden kann. Der Unterschied in den CFPP-
Werten spielt in den meisten auf dem Gemeinschafts­
markt verkauften Gemischen praktisch keine Rolle.
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d) Was den Jodgehalt betrifft, der eine Aussage über die
Oxidationsbeständigkeit von Brennstoffen zulässt,
wurde festgestellt, dass zwischen den Werten von
Rapsöl und Sojaöl eine gewisse Korrelation besteht:
Die Werte liegen zwischen 94 und 120 für Rapsöl
und zwischen 117 und 143 für Sojaöl. Zwar wird in
der Gemeinschaft vor allem Rapsöl als Ausgangsstoff
verwendet, doch muss festgehalten werden, dass so­
wohl die Gemeinschaftshersteller als auch die US-ame­
rikanischen Hersteller eine Vielzahl von Ausgangsstof­
fen für die Biodieselerzeugung verwenden. Häufig
werden verschiedene Arten von Biodiesel gemischt,
um ein homogeneres Produkt zu erhalten.

(36) Da Gleichartigkeit nach Artikel 1 Absatz 5 der Grund­
verordnung nicht bedeutet, dass Waren in allen Punkten
identisch sein müssen, reichen geringfügige Abweichun­
gen zwischen den verschiedenen Warentypen nicht aus,
um die allgemeine Feststellung zu entkräften, dass die
betroffene Ware und die in der Gemeinschaft hergestell­
ten Waren gleichartig sind.

(37) Zwischen den verschiedenen Typen der betroffenen Ware
und den gleichartigen, vom Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft hergestellten, auf dem Gemeinschaftsmarkt
verkauften Waren wurden also keine Unterschiede gefun­
den, die für den Schluss ausreichen würden, dass die
hergestellten und auf dem Gemeinschaftsmarkt verkauf­
ten Waren keine gleichartigen Waren sind, die dieselben
oder sehr ähnliche grundlegende materielle, chemische
und technische Eigenschaften aufweisen wie die Typen
der betroffenen Ware, die in den USA hergestellt und
in die Gemeinschaft ausgeführt werden. Daher wird der
vorläufige Schluss gezogen, dass alle Biodieselarten als
gleichartig im Sinne des Artikels 1 Absatz 5 der Grund­
verordnung anzusehen sind.

3. SUBVENTIONIERUNG

3.1. Einleitung

(38) Auf der Grundlage der im Antrag enthaltenen Informa­
tionen und der Antworten auf den Fragebogen der Kom­
mission wurden die folgenden Bundesregelungen unter­
sucht, die angeblich die Gewährung von Subventionen
beinhalten:

Bundesregelungen

a) Excise Tax/Income Tax Credit (Verbrauchsteuer-/Kör­
perschaftsteuervergünstigung)

b) Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit
(Körperschaftsteuervergünstigung für kleine Hersteller
von „Agri-Biodiesel“)

c) U.S. Department of Agriculture Bioenergy Program
(„Bioenergy Program“ des US-Landwirtschaftsministe­
riums)

(39) Darüber hinaus wurden auf der Grundlage der im Antrag
enthaltenen Informationen und der Antworten auf den
Fragebogen der Kommission die folgenden bundesstaat­
lichen Regelungen untersucht, die angeblich die Gewäh­
rung von Subventionen beinhalten:

Bundesstaatliche Regelungen

a) Illinois

Illinois Biodiesel Tax Exemption (Steuerbefreiung für
Biodiesel des Bundesstaates Illinois)

b) Missouri

Missouri Qualified Biodiesel Producer Incentive Fund
(Finanzfonds des Bundesstaates Missouri zur Förde­
rung qualifizierter Biodieselhersteller)

c) North Dakota

i) North Dakota Biofuels Partnership in Assisting
Community Expansion Loan Program (Biokrafts­
toffpartnerschaftsprogramm als Ergänzung des
Darlehensprogramms zur Wachstumsfinanzierung
von lokalen Gemeinschaften des Bundesstaates
North Dakota)

ii) North Dakota Biodiesel Production Equipment Tax
Credit (Steuervergünstigung des Bundesstaates
North Dakota für Anlagen zur Herstellung von
Biodiesel)

iii) North Dakota Biodiesel Income Tax Credit (Kör­
perschaftsteuervergünstigung des Bundesstaates
North Dakota für Biodiesel)

iv) North Dakota Biodiesel Equipment Tax Exemption
(Steuerbefreiung des Bundesstaates North Dakota
für die Biodieselinfrastruktur)

d) Texas

i) Texas Ethanol and Biodiesel Blend Tax Exemption
(Steuerbefreiung des Bundesstaates Texas für Etha­
nol- und Biodieselbeimischungen)

ii) Texas Fuel Ethanol and Biodiesel Production Incen­
tive Program (Programm des Bundesstaates Texas
zur Förderung der Herstellung von Kraftstoffetha­
nol und Biodiesel)

e) Washington

i) Washington State Energy Freedom Program (Pro­
gramm des Bundesstaates Washington zur Förde­
rung erneuerbarer Energien)

ii) Washington State Biofuels Production Tax Exemp­
tion (Produktionssteuerbefreiung für Biokraftstoffe
des Bundesstaates Washington)

iii) Washington State Biofuels Retail Tax Exemption
(Befreiung von der Einzelhandelssteuer für Bio­
kraftstoffe des Bundesstaates Washington)

iv) Washington State Biofuels Tax Deduction (Steuer­
freibetragsregelung des Bundesstaates Washington
für Biokraftstoffe)

(40) Was die anderen unter Nummer 3 der Einleitungsbe­
kanntmachung aufgeführten bundesstaatlichen Regelun­
gen anbelangt, so wurden einige von ihnen, wie unter
Randnummer (4) dargelegt, im Anschluss an vor der Ein­
leitung abgehaltene Konsultationen mit der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika von der Untersuchung
ausgenommen. In Bezug auf die verbleibenden bundes­
staatlichen Regelungen gaben die in die Stichprobe ein­
bezogenen Unternehmen und das unter Randnummer (9)
erwähnte Unternehmen, dem eine individuelle Untersu­
chung zugestanden wurde, an, dass ihnen im UZ keiner­
lei Vorteile im Rahmen dieser Regelungen gewährt wur­
den, und dieser Aussage standen keine gegenteiligen Be­
weise entgegen. Daher wurde vorläufig entschieden, dass
im Rahmen dieser Untersuchung kein Grund zur weite­
ren Prüfung dieser Regelungen besteht.
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BUNDESREGELUNGEN

3.2. Excise Tax/Income Tax Credit (Verbrauchsteuer-/
Körperschaftsteuervergünstigung)

a) Rechtsgrundlage

(41) Title 26, Section 40A des US Code (U.S.C.) ist die Rechts­
grundlage für eine Steuervergünstigungsregelung für Her­
steller von biodieselhaltigen Kraftstoffgemischen, Einzel­
händler und Endverwender von Biodiesel. Darin sind fol­
gende Steuervergünstigungen für Biodieselkraftstoff vor­
gesehen:

i) der Biodiesel Mixture Credit (Steuervergünstigung für
Biodieselmischungen),

ii) der Biodiesel Credit (Steuervergünstigung für Biodie­
sel),

iii) der Small Agri-Biodiesel Producer Credit (Steuerver­
günstigung für kleine Hersteller von „Agri-Biodiesel“).

(42) Der Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Credit ist
eine Steuervergünstigung, die ausschließlich auf kleine
Hersteller von „Agri-Biodiesel“ Anwendung findet. Diese
Regelung wird unter den Randnummern (64) bis (72)
behandelt.

(43) Gemäß Section 202(a) des Energy Improvement and Ex­
tension Act 2008 können die unter Randnummer (41)
erwähnten Steuervergünstigungen bis zum 31. Dezember
2009 in Anspruch genommen werden.

b) Begünstigte

(44) Um für den unter Randnummer (41) Ziffer i erwähnten
Biodiesel Mixture Credit in Betracht zu kommen, muss
ein Unternehmen eine Mischung aus Biodiesel und Die­
selkraftstoff herstellen, die als Kraftstoff oder zur Verwen­
dung als Kraftstoff verkauft wird. Eine Person, die die
Vergünstigung in Anspruch nehmen will, muss eine Be­
scheinigung des Biodieselherstellers oder -einführers vor­
legen, auf der die Ware sowie der prozentuale Anteil von
Biodiesel- und „Agri-Biodiesel“ an der Ware ausgewiesen
wird. Bei dieser Vergünstigung handelt es sich um eine
Verbrauchsteuergutschrift, wobei, wenn die Verbrauchs­
teuerschuld eines Unternehmens geringer ist als der Ge­
samtbetrag der Verbrauchsteuergutschrift, das Unterneh­
men den Restbetrag als auszahlbare Körperschaftsteuer­
gutschrift in Anspruch nehmen kann. Die auszahlbare
Körperschaftsteuergutschrift wird mit der Körperschafts­
teuerschuld des Steuerpflichtigen verrechnet bzw. direkt
ausgezahlt. Ausgezahlt werden kann dem Steuerpflichti­
gen nur ein etwaiger, seine Steuerschuld übersteigender
Restbetrag der Gutschrift.

(45) Der unter Randnummer (41) Ziffer ii erwähnte Biodiesel
Credit ist eine nicht auszahlbare Körperschaftsteuerver­
günstigung für Einzelhändler oder Endverwender von un­
vermischtem (reinem) Biodiesel. Der Biodiesel Credit für
unvermischten Biodiesel steht nur der Person zu, die den
unvermischten Biodiesel in den Tank eines Fahrzeugs
einfüllt oder als Kraftstoff verwendet. Es ist darauf hinzu­
weisen, dass auch Biodieselhersteller, die ihren eigenen
Biodiesel herstellen, Anspruch auf diese Vergünstigung
erheben könnten. Um die Vergünstigung in Anspruch
nehmen zu können, muss der Biodieselhersteller somit
entweder als Einzelhändler tätig sein (und den Biodiesel
in den Tank des Endverwenders einfüllen) oder ein End­

verwender sein (also beispielsweise den Biodiesel in sein
eigenes Fahrzeug einfüllen).

c) Anwendung

(46) Beim Biodiesel Credit für unvermischten (reinen) Biodie­
sel kann der Einzelhändler (oder ein Biodieselhersteller,
der als Einzelhändler tätig ist) oder Endverwender des
unvermischten Biodiesels 1,00 USD pro Gallone unver­
mischten (reinen) Agri-Biodiesel beziehungsweise 0,50
USD pro Gallone anderen unvermischten (reinen) Biodie­
sel als nicht auszahlbare, auf die General Business Income
Tax anrechenbare Gutschrift geltend machen. Es handelt
sich um eine Gutschrift, die mit der Körperschaftsteuer
des Unternehmens verrechnet wird. Auszahlbar ist sie
nicht, d. h. wenn das Guthaben des Unternehmens grö­
ßer ist als seine Steuerschuld, kann der Überschuss dem
Unternehmen nicht als direkte Geldzahlung ausgezahlt
werden.

(47) Die Untersuchung ergab, dass weder die in die Stichprobe
einbezogenen Unternehmen noch das unter Randnum­
mer (9) erwähnte Unternehmen, dem eine individuelle
Untersuchung gewährt wurde, den Biodiesel Credit für
unvermischten (reinen) Biodiesel in Anspruch nahmen.
Dieser Teil der Regelung (Biodiesel Credit) wird daher
im Rahmen dieser Untersuchung nicht weiter bewertet.

(48) Alle untersuchten Unternehmen erhielten im Rahmen des
Biodiesel Mixture Credits Steuervergünstigungen für zur
Verwendung als Kraftstoff verkaufte Biodieselmischungen.

(49) Bei mit Mineralöldiesel vermischtem Biodiesel kann eine
Verbrauchsteuer- beziehungsweise Körperschaftsteuerver­
günstigung für Biodieselmischungen in Anspruch genom­
men werden. Während des Untersuchungszeitraums be­
trug die Vergünstigung 1 USD pro Gallone unvermisch­
ten „Agri-Biodiesel“ (11) beziehungsweise 0,50 USD (12)
pro Gallone anderen unvermischten Biodiesel, die in
der Kraftstoffmischung verwendet wurde. Wie hoch die
Steuervergünstigung für die Kraftstoffmischung letztend­
lich ist, hängt demnach vom Biodieselgehalt ab. Gemäß
den Vorschriften muss dem Biodiesel mindestens 0,1 %
Mineralöldiesel zugesetzt werden (diese Mischung aus
99,9 % Biodiesel und 0,1 % Mineralöldiesel wird in den
USA als B99 bezeichnet), wobei dieses Mischungsverhält­
nis auch die gängigste Praxis ist, da so die maximale
Steuervergünstigung erzielt wird. Entscheidend für die
Steuervergünstigung ist der Anteil des Biodiesels in einer
Mischung (beispielsweise enthalten 100 Gallonen B99
99,9 Gallonen Biodiesel, für die eine Steuervergünstigung
in Höhe von 99,90 USD in Anspruch genommen werden
kann). Die Umwandlung von reinem Biodiesel (B100) in
eine Mischung (B99) ist ein einfacher Vorgang. Dabei
werden ohne größere Verarbeitung der betroffenen
Ware reinem Biodiesel 0,1 % Mineralöldiesel zugesetzt.
Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung ist an
die Herstellung des Gemischs gebunden.
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(11) Im U.S.C. bezeichnet „Agri-Biodiesel“ einen Biodiesel, der aus­
schließlich aus nativen Pflanzenölen, – u. a. Estern aus Mais, Soja­
bohnen, Sonnenblumenkernen, Baumwollsamen, Canola, Krambe,
Raps, Färberdisteln, Leinsamen, Reiskleie und Senfsamen – sowie
tierischen Fetten gewonnen wird. Die Untersuchung ergab, dass
im UZ mehr als 98 % des aus den USA in die Gemeinschaft aus­
geführten Biodiesels auf „Agri-Biodiesel“ entfielen.

(12) Die Gutschrift in Höhe von 0,50 USD pro Gallone wurde durch das
Energy Improvement and Extension Act 2008 (seit 1. Januar 2009
in Kraft) auf 1,00 USD pro Gallone erhöht.



(50) Hersteller von Biodiesel können die Vergünstigung in An­
spruch nehmen, wenn sie selbst die Beimischung vorneh­
men. Der Hersteller muss den reinen Biodiesel mit Mineral­
öldiesel mischen. In Bezug auf den Anspruch auf die Ver­
günstigung wird kein Unterschied zwischen Biodieselmi­
schungen für den Verkauf auf dem Inlandsmarkt und den
Verkauf zur Ausfuhr gemacht.

(51) Unternehmen, die keinen reinen Biodiesel herstellen, son­
dern vielmehr kaufen und daraus eine Biodieselmischung
herstellen, können die Steuervergünstigung ebenfalls bean­
spruchen. Solche Unternehmen benötigen eine Bescheini­
gung des Herstellers (und auch etwaiger Zwischenhändler)
des Biodiesels, auf der der Hersteller bescheinigt, die Steuer­
vergünstigung nicht in Anspruch genommen zu haben.
Diese Bescheinigung ist übertragbar und verleiht dem Inha­
ber Anspruch auf eine Vergünstigung in Höhe von 1 USD
pro Gallone reinen Biodiesel.

(52) Die Vergünstigung kann entweder als Verrechnung mit der
Verbrauchsteuer- oder Körperschaftsteuerschuld oder als di­
rekte Geldzahlung in Anspruch genommen werden. Der Ge­
samtbetrag der Vergünstigung bleibt unabhängig davon, ob
die Vergünstigung in Form einer Verrechnung mit der Ver­
brauchsteuer, einer Verrechnung mit der Körperschaftsteuer,
einer direkten Geldzahlung an den Steuerpflichtigen oder
einer Kombination daraus geltend gemacht wird, gleich (1
USD pro Gallone).

(53) Während des Untersuchungszeitraums erhielten die meisten
Unternehmen auf der Menge des gemischten Biodiesels be­
ruhende Direktzahlungen, wohingegen andere sowohl eine
Steuerermäßigung erhielten (insofern als der Biodiesel Mix­
ture Credit zum Teil gegen eine Verbrauch- oder Körper­
schaftsteuerschuld aufgerechnet wurde) als auch eine Direkt­
zahlung. Im Vergleich zu dem Betrag, den die betreffenden
Unternehmen im Rahmen des Biodiesel Mixture Credit gel­
tend machten, war ihre Steuerschuld gering, weshalb der
größte Teil der Vergünstigungen in Form von Direktzahlun­
gen und ein kleinerer Teil in Form von Steuerermäßigungen
gewährt wurde.

(54) Gemäß dem U.S.C. wird der Biodiesel Mixture Credit nur
dann gewährt, wenn das Unternehmen, das die Mischung
von Biodiesel und Mineralöldiesel vornimmt, eine Bescheini­
gung („Certificate for Biodiesel“) des Biodieselherstellers vor­
legen kann, auf der der Hersteller unter anderem die Biodie­
selmenge aufführt, auf die sich die Bescheinigung bezieht,
und erklärt, ob es sich bei dem Biodiesel um „Agri-Biodiesel“
oder anderen Biodiesel handelt. Mischt ein Unternehmen,
das Biodiesel herstellt, diesen Biodiesel anschließend mit Mi­
neralöldiesel und will die Steuervergünstigung in Anspruch
nehmen, so muss es bei der Beantragung der Vergünstigung
das Certificate for Biodiesel mit den erforderlichen Unter­
lagen vorlegen. Eine Person, die ein Certificate for Biodiesel
erhält und den Biodiesel anschließend ohne Herstellung ei­
ner Biodieselmischung verkauft, muss das Certificate for Bio­
diesel an den Käufer weitergeben und eine sogenannte Er­
klärung des Biodieselwiederverkäufers („Statement of Biodie­
sel Reseller“) beifügen. Mit anderen Worten, das Unterneh­
men, das die Mischung vornimmt und die Steuervergünsti­
gung in Anspruch nehmen will, kann das Certificate for
Biodiesel entweder direkt vom Hersteller oder indirekt
über einen Wiederverkäufer des Biodiesels erhalten. Diese
Bescheinigung ist also übertragbar und verleiht dem Inhaber
für alle Gallonen Biodiesel, die er bei der Herstellung von

Biodieselmischungen verwendet hat, Anspruch auf eine
Steuergutschrift in Höhe von 1 USD pro Gallone.

(55) Die Untersuchung ergab, dass ein deutlicher Preisunterschied
zwischen reinem Biodiesel (B100) und der Biodieselmi­
schung B99 bestand. Obwohl der einzige Unterschied zwi­
schen den beiden Warentypen im Zusatz von 0,1 % Mineral­
öldiesel bei B99 besteht, wurde B100 pro Gallone rund 1
USD teurer verkauft als B99. Der US-amerikanische Biodie­
selmarkt erwies sich als sehr transparent. Die im US-Biodie­
selmarkt agierenden Wirtschaftsbeteiligten wissen, dass die
Hersteller von Biodieselmischungen eine Steuervergünsti­
gung in Höhe von 1 USD pro Gallone erhalten. Bei einigen
der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen war auf
den Rechnungen über Verkäufe von B100 auf dem Inlands­
markt der Preis für die Ware sowie die Vergünstigung für
den Hersteller der Mischung angegeben, das heißt die Ver­
günstigung wurde effektiv an den B100-Käufer weitergege­
ben. Deshalb wird davon ausgegangen, dass der gesamte
Biodiesel über diese Steuervergünstigung subventioniert
wird.

d) Schlussfolgerung

(56) Der Biodiesel Mixture Credit ist unabhängig davon, ob er als
Geldzahlung gewährt wird oder mit einer Steuerschuld ver­
rechnet werden muss, als Steuervergünstigung anzusehen.

(57) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels 2
Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und ii der Grundverordnung
angesehen, da damit von der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika eine finanzielle Beihilfe geleistet wird,
und zwar in Form direkter Zuschüsse (Geldzahlungen) und
durch den Verzicht auf normalerweise zu entrichtende Ab­
gaben (Steuerverrechnung). Durch diese Vergünstigungen
wird den Unternehmen, die sie erhalten, ein Vorteil gewährt.

(58) Die Regelung ist auf Unternehmen in der Biodieselindustrie
beschränkt und daher gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a
der Grundverordnung als spezifisch und somit als anfecht­
bar anzusehen.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(59) Der Biodiesel Mixture Credit wurde nach Maßgabe der in
einer Mischung verwendeten Mengen an Biodiesel gewährt
(1 USD pro Gallone, da alle betroffenen Unternehmen „Agri-
Biodiesel“ verwendeten). Die Berechnung der Höhe des im
UZ erzielten Vorteils erfolgte auf der Grundlage von 1 USD
pro Gallone im UZ verkauften unvermischten Biodiesel, un­
abhängig davon, ob dieser als reiner Biodiesel (B100) oder in
einer Mischung verkauft wurde. Um den Vorteil zu ermit­
teln, wurde bei der Berechnung der Höhe der Subvention
der Zusatz von Mineralöldiesel in der Mischung berücksich­
tigt.

(60) Einem der in die Stichprobe einbezogenen Biodieselhersteller
erwuchsen indirekt Vorteile im Rahmen dieser Regelung, da
er über ein Factoring-System in den Genuss der Mittel aus
der Steuervergünstigung für Biodiesel gelangte, auf die er
Anspruch hatte. Das Mischen wurde in ein unabhängiges
Unternehmen verlagert, das die Vergünstigung beanspruchte
und den entsprechenden Betrag dann abzüglich einer Facto­
ring-Gebühr sofort an das betroffene Unternehmen abführte.

(61) Die Höhe der Subvention wurde zu den gesamten während
des UZ getätigten Verkäufen der betroffenen Ware ins Ver­
hältnis gesetzt.
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(62) Handelswaren wurden aus dieser Berechnung ausgenom­
men.

(63) Die im Rahmen dieser Regelung erlangten anfechtbaren
Subventionen beliefen sich für die untersuchten Unter­
nehmen auf 28,4 % bis 41,1 % (ad valorem).

3.3. Small Agribiodiesel Producer Income Tax Credit
(Körperschaftsteuervergünstigung für kleine
Hersteller von „Agri-Biodiesel“)

a) Rechtsgrundlage

(64) Auch der Small Agri-Biodiesel Producer Income Tax Cre­
dit ist in Title 26 Section 40A des U.S.C. vorgesehen.

b) Begünstigte

(65) Diese Regelung steht nur kleinen Herstellern von unver­
mischtem „Agri-Biodiesel“ offen. Hersteller von Biodiesel­
mischungen oder Händler, die Biodiesel kaufen, aber
nicht herstellen, kommen für diese Vergünstigung nicht
in Betracht. Ein kleiner Hersteller ist eine Person, deren
Produktionskapazität sich auf höchstens 60 Millionen
Gallonen „Agri-Biodiesel“ pro Jahr beläuft. Kleine „Agri-
Biodiesel“-Hersteller können pro Gallone hergestellten
„Agri-Biodiesel“ eine nicht auszahlbare Vergünstigung
auf die General Business Income Tax in Höhe von 0,10
USD beanspruchen. Die Vergünstigung wird je Hersteller
und Steuerjahr für maximal 15 Millionen Gallonen ge­
währt. Damit der Hersteller die Vergünstigung in An­
spruch nehmen kann, muss der „Agri-Biodiesel“ als Kraft­
stoff verwendet, zur Verwendung als Kraftstoff verkauft
oder zur Herstellung einer Mischung aus Biodiesel und
Dieselkraftstoff verwendet werden, die als Kraftstoff ver­
wendet wird oder zur Verwendung als Kraftstoff verkauft
wird.

c) Anwendung

(66) Anträge auf die nicht auszahlbare, auf die General Busi­
ness Income Tax anrechenbare Vergünstigung werden
jährlich im Rahmen der Körperschaftsteuererklärung ge­
stellt. Der Vergünstigungsbetrag pro Gallone vom An­
tragsteller während des entsprechenden Steuerjahres her­
gestellten Biodiesel wird bis zur Höchstgrenze von 15
Millionen Gallonen mit der Körperschaftsteuerschuld
des Antragstellers verrechnet. Ist die Steuerschuld des An­
tragstellers geringer als der geltend gemachte Vergünsti­
gungsbetrag, so kann der überschüssige Betrag auf nach­
folgende Steuerjahre übertragen werden.

(67) Während des Untersuchungszeitraums nahm eines der in
die Stichprobe einbezogenen Unternehmen die Regelung
in Anspruch. Das Unternehmen nutzte die Vergünstigung
zur Verringerung seiner Körperschaftsteuerschuld.

d) Schlussfolgerung

(68) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung
angesehen, da damit von der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika eine finanzielle Beihilfe geleistet
wird, und zwar durch den Verzicht auf normalerweise

zu entrichtende Abgaben. Den Unternehmen, die die Re­
gelung in Anspruch nehmen, erwächst daraus ein Vorteil.

(69) Die Regelung ist auf Biodiesel herstellende Unternehmen
beschränkt und daher gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buch­
stabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als
anfechtbar anzusehen.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(70) Die Höhe der Subvention wurde auf der Grundlage des
Betrages berechnet, um den sich die Körperschaftsteuer
für das Steuerjahr verringerte, das im Untersuchungszeit­
raum endete.

(71) Die Höhe der Subvention (Zähler) wurde anschließend zu
den gesamten während des Untersuchungszeitraums ge­
tätigten Verkäufen der betroffenen Ware ins Verhältnis
gesetzt.

(72) Das betreffende Unternehmen erhielt während des Unter­
suchungszeitraums im Rahmen dieser Regelung Subven­
tionen in Höhe von 0,4 %.

3.4. US Department of Agriculture Bioenergy Pro­
gram („Bioenergy Program“ des US-Landwirt­
schaftsministeriums)

a) Rechtsgrundlage

(73) Das „Bioenergy Program“ des US-Landwirtschaftsministe­
riums (US Department of Agriculture – USDA) wurde
ursprünglich von der Commodity Credit Corporation
(„CCC“) des USDA im Rahmen ihrer allgemeinen Befug­
nisse nach Section 5 des im U.S. Code kodifizierten CCC
Charter Act (siehe Title 15, Chapter 15, Subchapter II,
Section 714c(e)) genehmigt und finanziert. In diesem Ge­
setz sind die Zwecke festgelegt, für die die CCC von
Rechts wegen ihre allgemeinen Befugnisse ausschließlich
einsetzen darf. Konkret beruhte die Regelung auf der mit
Section 5(e) des Act verliehenen Befugnis, die die CCC
dazu ermächtigt,

„den Inlandsverbrauch landwirtschaftlicher Erzeugnisse (ausge­
nommen Tabak) durch Ausweitung oder Hilfe bei der Aus­
weitung der Inlandsmärkte oder durch Entwicklung oder Hilfe
bei der Entwicklung neuer und zusätzlicher Märkte, Marketing-
Strukturen und Verwendungen für solche Erzeugnisse zu stei­
gern.“

(74) Die CCC hat eine endgültige Regelung veröffentlicht, in
der Bestimmungen für die Regelung festgelegt sind, die
im Code of Federal Regulations (7 C.F.R. § 1424) kodifi­
ziert wurden.

(75) Wie ursprünglich vorgesehen, setzte die CCC für die Re­
gelung nur bis zum Steuerjahr 2002 (13) Mittel für die
Zwecke der Section 5(e) ein. Im Jahr 2002 genehmigte
der US-Kongress jedoch ausdrücklich die Fortführung der
Regelung bis einschließlich zum Steuerjahr 2006 und
stellte auch die Finanzmittel dafür zur Verfügung.

(76) Die Regelung war vom 1. Dezember 2000 bis Juni 2006
in Kraft. Verwaltet wurde sie von der Farm Service
Agency (FSA) des USDA.
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b) Begünstigte

(77) Während der Laufzeit des Programms kamen alle ge­
werblichen Bioenergiehersteller für die Teilnahme in Be­
tracht. Die Hersteller mussten einen Nachweis über die
Herstellung sowie über den Kauf und die Verwendung
mit dieser Herstellung zusammenhängender landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse erbringen. Insbesondere war bei
Biodieselherstellern die gewerbliche Herstellung und der
gewerbliche Verkauf von Biodiesel erforderlich.

(78) In dem Gesetz wurde der Begriff „Biodiesel“ definiert als
Monoalkylester, die die Anforderungen einer einschlägi­
gen Norm der American Society of Testing and Materials
erfüllen. Um für die Regelung in Frage zu kommen,
musste ein Hersteller bestimmte Aufzeichnungspflichten
erfüllen, angeforderte Informationen übermitteln und der
CCC gestatten, diese Informationen zu überprüfen. In den
einschlägigen Bestimmungen waren die vom Antragstel­
ler für eine Förderung zu beachtenden Verfahren für die
Anmeldung zum Programm, die Beantragung von Zah­
lungen und die Berichterstattung ausführlich dargelegt.

(79) Nach dem Gesetz aus dem Jahr 2002 waren folgende zur
Herstellung von Bioenergie (Biodiesel oder Kraftstoffetha­
nol) verwendbare Erzeugnisse förderfähig:

— Weizen, Mais, Körner-Sorghum, Gerste, Hafer, Reis,
Sojabohnen, Sonnenblumenkerne, Raps, Canola, Fär­
berdisteln, Leinsamen, Senfsamen, Krambe, Sesamsa­
men und Baumwollsamen,

— Cellulose-Rohstoffe wie Hybridpappel oder Ruten­
hirse,

— aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen gewonnene
Fette, Öle und Schmierstoffe (auch recycelt) und

— alle tierischen Nebenprodukte – ausgenommen Fette,
Öle und Schmierstoffe – die zur Herstellung von Bio­
energie bestimmt sind.

(80) Den Behörden der Vereinigten Staaten von Amerika zu­
folge verwendeten die meisten Biodieselhersteller, die
Vergünstigungen im Rahmen dieser Regelung erhielten,
Sojabohnen.

(81) Unter der Voraussetzung, dass sie die oben erwähnten
Antrags- und Berichtsverfahren beachteten, konnten alle
gewerblichen Bioenergiehersteller teilnehmen. Die Regie­
rung traf bei der Zulassung zum Programm keine Ermes­
sensentscheidung, sondern prüfte lediglich, ob die Krite­
rien für die Förderfähigkeit erfüllt waren.

c) Anwendung

(82) Die Biodieselhersteller konnten sich in jedem Steuerjahr
durch Einreichung der entsprechenden Formulare zu dem
Programm anmelden. Nach der Anmeldung reichten die
Biodieselhersteller vierteljährlich Anträge auf Zahlung der
Vergünstigungen ein. Sie mussten für die entsprechenden
Zeiträume Unterlagen über ihre Nettokäufe förderfähiger
Erzeugnisse und die Nettoproduktion von Biodiesel vor­
legen.

(83) Die Regelung sah Zahlungen an Biodieselhersteller auf
der Grundlage einer Kombination aus ihrer Biodiesel-
Ausgangsproduktion und ihrer Produktionssteigerung
im entsprechenden Zeitraum des vorhergehenden Steuer­
jahrs vor. Für das Steuerjahr 2006 erhielten die Unter­

nehmen nur Vergünstigungen auf der Grundlage der er­
höhten Biodieselproduktion. Auf der Grundlage der Pro­
duktion und der Produktionssteigerung von Biodiesel aus
förderfähigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen jedes
Empfängers berechnete das USDA die Zahlungsbeträge
nach den Vorgaben der Regelungen.

(84) Da die Regelung im Juni 2006 auslief, erhielt weder eines
der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen noch
das unter Randnummer (9) erwähnte Unternehmen, dem
eine individuelle Untersuchung gewährt wurde, während
des Untersuchungszeitraums Vergünstigungen im Rah­
men dieser Regelung. Während der Laufzeit der Regelung
erhielten drei der in die Stichprobe einbezogenen Unter­
nehmen Zahlungen im Zeitraum zwischen 2002 und
2006. Ein Unternehmen erhielt Direktzahlungen von
der FSA. Ein weiteres Unternehmen erhielt indirekte Zah­
lungen aus dieser Regelung, da ein Unternehmen, das
diese Regelung nutzte, einen Teil der erhaltenen Beträge
an ein in die Stichprobe einbezogenes Unternehmen wei­
tergab aufgrund einer zwischen beiden Unternehmen be­
stehenden Gewinnverteilungsübereinkunft im Zusam­
menhang mit einer Lohnfertigungsvereinbarung („Tolling
arrangements“). Ein drittes Unternehmen erhielt lediglich
einen kleinen Betrag im Steuerjahr 2006.

d) Schlussfolgerung

(85) Die Untersuchung ergab, dass bestimmten Biodieselhers­
tellern über eine Reihe von Jahren auf der Grundlage
ihrer Biodieselherstellung Vergünstigungen im Rahmen
dieser Regelung gewährt wurden, und es lag eindeutig
eine finanzielle Beihilfe der US-Regierung in Form von
spezifischen Zuschüssen für die Biodieselindustrie vor.
Die Subventionen werden jedoch als wiederkehrend
und als in jedem einzelnen Jahr verausgabt angesehen;
daher wurden im Untersuchungszeitraum keine Vorteile
gewährt.

(86) Außerdem wurde festgestellt, dass die Regelung für das
Steuerjahr 2009 (Oktober 2008-September 2009) wie­
dereingeführt wurde. Da sich der Untersuchungszeitraum
jedoch von April 2007 bis März 2008 erstreckt, gibt es
keinen Grund, etwaige Vorteile, die im Rahmen der wie­
dereingeführten Regelung gewährt werden könnten, an­
zufechten.

BUNDESSTAATLICHE REGELUNGEN

E i n l e i t u n g

Vier untersuchte bundesstaatliche Regelungen wurden
weder von den in die Stichprobe einbezogenen Unter­
nehmen noch vom Unternehmen in Anspruch genom­
men, dem eine individuelle Untersuchung gewährt wurde.
Daher wurden diese Regelungen nicht weiter analysiert.
Bei diesen Regelungen handelt es sich um: die North
Dakota Biodiesel Equipment Tax Exemption (Steuerbe­
freiung des Bundesstaates North Dakota für die Biodiese­
linfrastruktur), das Washington State Energy Freedom
Program (Programm des Bundesstaates Washington zur
Förderung erneuerbarer Energien), die Washington State
Biofuels Retail Tax Exemption (Befreiung von der Einzel­
handelssteuer für Biokraftstoffe des Bundesstaates Wa­
shington) und die Washington State Biofuels Tax Deduc­
tion (Steuerfreibetragsregelung des Bundesstaates Wa­
shington für Biokraftstoffe).
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3.5. Illinois biodiesel tax exemption (Steuerbefreiung
für Biodiesel des Bundesstaates Illinois)

(87) Im Bundesstaat Illinois umfasst die „Sales Tax“ (Verkaufs­
steuer) zwei getrennte, sich jedoch ergänzende Steuern.
Beim Einzelhändler, der Sachgüter („tangible personal
property“) (14) verkauft, fällt die „Retailers“ Occupation
Tax/ROT (Einzelhandelssteuer) und beim Käufer, der
Sachgüter erwirbt, wiederum die „Use Tax“ (Nutzungs­
steuer) an.

(88) Die rechtliche Grundlage für die ROT stellt 35 Illinois
Compiled Statutes („ILCS“), Chapter 120, Section 2 dar,
im Falle der Use Tax ist das 35 ILCS, Chapter 105,
Section 3-45. Gemäß den erstgenannten Bestimmungen
„unterliegen Personen, die als Einzelhändler Sachgüter verkau­
fen“ einer Steuer. In den letztgenannten Bestimmungen
heißt es, dass Einzelhändler „die Steuer von den Nutzern
erheben, indem sie die Steuer auf den Verkaufspreis der für
die Nutzung bestimmten Sachgüter aufschlagen …“.

(89) Der ROT-Satz belief sich im UZ auf 6,25 % auf Brutto­
einnahmen aus dem gewerblichen Verkauf von Sachgü­
tern, zuzüglich der anwendbaren Lokalsteuern der jewei­
ligen Countys des Bundesstaates Illinois (35 ILCS, Chap­
ter 120, Section 2-10).

(90) Der Use-Tax-Satz betrug im UZ 6,25 %; er wurde ent­
weder auf den Verkaufspreis oder aber auf den gegebe­
nenfalls vorhandenen angemessenen Marktwert der
betreffenden Sachgüter zuzüglich der anwendbaren Lo­
kalsteuern der jeweiligen Countys des Bundesstaates Illi­
nois (35 ILCS, Chapter 105, Section 3-10) erhoben.

(91) Im Endergebnis führten Unternehmen die erhobene Use
Tax auf ihre Verkäufe an das Finanzministerium des Bun­
desstaates Illinois als ROT ab.

a) Rechtsgrundlage

(92) Bezüglich der Erhebung der ROT auf Biodiesel und Bio­
dieselmischungen sieht 35 ILCS, Chapter 120, Section 2-
10 vor, dass der Erlös aus den Verkäufen, die zwischen
dem 1. Juli 2003 und dem 31. Dezember 2013 getätigt
wurden

i) bei Mischungen mit einem Biodieselgehalt von min­
destens 1 % und höchstens 10 % nur zu 80 % steuer­
pflichtig ist, und

ii) bei Biodiesel und Biodieselmischungen mit einem Bio­
dieselgehalt von mehr als 10 % und höchstens 99 %
der ROT nicht unterliegt.

(93) Bezüglich der Erhebung der Use Tax auf Biodiesel und
Biodieselmischungen gelten die gleichen vollständigen/­
teilweise Freistellungen wie die oben erwähnten für die
ROT (35 ILCS, Chapter 105, Section 3-10).

(94) Die Freistellungen von der ROT und der Use Tax sind in
den oben erwähnten Vorschriften auch für den Erlös aus
dem Verkauf anderer Waren vorgesehen.

b) Begünstigte

(95) Die Beantragung der Freistellungen gemäß den Rand­
nummern (92) und (93) kann jeder Einzelhändler, der
Biodiesel verkauft beziehungsweise jeder Käufer dieses
Kraftstoffes beanspruchen.

c) Anwendung

(96) Die in den Randnummern (92) und (93) erwähnten Frei­
stellungsregelungen sehen vor, dass auf den Einzelhan­
delsverkauf von Biodiesel/Biodeselmischungen keine Use
Tax erhoben wird. Dadurch dass der Einzelhandelsverkauf
von Biodiesel/Biodieselmischungen von der Use Tax be­
freit ist, unterliegen Unternehmen, die Biodiesel/Biodiesel­
mischungen an Einzelhändler verkaufen (einschließlich
der Hersteller/Hersteller von Mischungen) nicht der
Pflicht zur Abführung der ROT auf ihre Verkäufe von
Biodiesel/Biodieselbeimischungen.

d) Schlussfolgerung

(97) Es ist offensichtlich, dass die Befreiung von der Use Tax
und von der ROT an den Einzelhandelsverkauf von Bio­
diesel/Biodieselbeimischungen gebunden ist. Die aus die­
sen Befreiungen erwachsenden Vorteile kommen daher
den Verbrauchern zugute, die die betreffende Ware kau­
fen. Angesichts dieser Tatsache kann gemäß Artikel 1
Absatz 1 der Grundverordnung kein Ausgleichzoll erho­
ben werden, um diese Subvention auszugleichen, da sie
weder mittelbar noch unmittelbar für die Herstellung, die
Produktion, die Ausfuhr oder die Beförderung der betrof­
fenen Ware gewährt wurde.

(98) Eines der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
erhob keine Use Tax auf seine Verkäufe von Biodiesel/­
Biodieselmischungen, die es an Einzelhändler tätigte, und
entrichtete somit auch keine ROT auf diese Verkäufe. Im
Lichte der Schlussfolgerungen unter Randnummer (97)
wird indessen die Auffassung vertreten, dass diesem Un­
ternehmen dadurch kein anfechtbarer Vorteil erwachsen
ist.

3.6. Missouri qualified biodiesel producer incentive
fund (Finanzfonds des Bundesstaates Missouri
zur Förderung qualifizierter Biodieselhersteller)

a) Rechtsgrundlage

(99) Gestützt auf das Chapter 142, Section 142.031 des Lan­
desrechts des Bundesstaates Missouri („RSMo“) wurde
2002 der „Missouri Qualified Biodiesel Producer Incen­
tive Fund“ („der Finanzfonds“) ins Leben gerufen. Ziel des
Fonds ist die „…Bereitstellung von Wirtschaftssubventionen
für qualifizierte Biodieselhersteller aus dem Bundesstaat Mis­
souri…“

(100) In jedem Steuerjahr (das vom 1. Juli bis zum 30. Juni des
darauffolgenden Kalenderjahres dauert) stellt das Land­
wirtschaftsministerium des Bundesstaates Missouri den
qualifizierten Biodieselherstellern dieses Bundesstaates
(„Missouri Qualified Biodiesel Producers“/MQBPs) alle
Gelder zur Verfügung, die dem Finanzfonds nach Frei­
gabe durch die gesetzgebenden Organe des Bundesstaates
Missouri und nach der Unterzeichnung des entsprechen­
den Landesgesetzes durch den Gouverneur von Missouri
zugewiesen wurden.
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b) Begünstigte

(101) Zu Beginn des UZ (1. April 2007) galt in diesem Bundes­
staat als qualifizierter Biodieselhersteller eine Produktions­
stätte, die Biodiesel herstellte und

i) bei der US-Umweltbehörde („USEPA“) registriert war

und

ii) zu mindestens 51 % Eigentum landwirtschaftlicher
Erzeuger mit Sitz im Bundesstaat Missouri war, die
sich aktiv an der Agrarproduktion für kommerzielle
Zwecke beteiligten,

oder

iii) die für ihre Produktion mindestens zu 80 % Ausgang­
stoffe mit Ursprung in Missouri verwendete. Als Aus­
gangsstoffe sind landwirtschaftliche Erzeugnisse des
Bundesstaates Missouri im Sinne von Section
348.400 RSMo zu verstehen. Diese Definition um­
fasst u. a. landwirtschaftliche und Gemüseerzeugnisse,
unbearbeitet oder verarbeitet, die im Bundesstaat Mis­
souri erzeugt beziehungsweise verarbeitet wurden
oder deren Wertsteigerung auf eine andere Art und
Weise in diesem Bundesstaat stattgefunden hat.

(102) Diese Förderkriterien wurden mit Wirkung vom 28. Au­
gust 2007 geändert - die unter Ziffer iii erläuterte Rege­
lung erhielt eine neue Fassung (s. unten) und es wurde
eine zusätzliche Bedingung (Ziffer iv) angefügt, danach
sind förderfähig, Biodieselhersteller

iii) die für ihre Produktion mindestens zu 80 % Ausgang­
stoffe mit Ursprung in Missouri verwendeten. Unter
Ausgangsstoffen sind landwirtschaftliche, Gartenbau-,
Weinbau-, Gemüse-, Aquakultur-, tierische, forstwirt­
schaftliche oder Geflügelerzeugnisse, unbearbeitet
oder verarbeitet, zu verstehen.

iv) die alle nachstehend genannten Voraussetzungen er­
füllten:

— Registrierung beim Landwirtschaftsministerium
des Bundesstaates Missouri bis zum 1. September
2007,

— Baubeginn der Produktionsstätte vor dem 1. No­
vember 2007, und

— Beginn der Biodieselherstellung vor dem 1. März
2009.

c) Anwendung

(103) Um eine Finanzhilfe aus dem Fonds erhalten zu können,
muss der antragstellende MQBP unter anderem im Besitz
einer entsprechenden Lizenz sein. Eine solche Lizenz
wird dem MQBP erteilt, sofern er die oben genannten
Kriterien erfüllt und dem Landwirtschaftsministerium
des Bundesstaates Missouri („MDA“) zusätzliche Informa­
tionen übermittelt wie die USEPA-Nummer des Unter­
nehmens, die bundesstaatliche Arbeitgeber-Identifika­
tionsnummer u. ä. Die Lizenz gilt ab dem Zeitpunkt,
zu dem das MDA alle erforderlichen Informationen er­
halten und genehmigt hat, und erlischt nach Ablauf einer

Förderdauer von 60 Monaten oder wenn der MQBP die
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt.

(104) Nach Erteilung der Lizenz kann der MQBP beim MDA
den Antrag auf Gewährung einer Beihilfe aus dem Qua­
lified Biodiesel Producer Incentive Fund anfordern, die
dann in monatlichen Beiträgen ausgezahlt wird. Um die
Beihilfe für einen bestimmten Monat zu erhalten, muss
der MQBP den vorgeschriebenen Beihilfeantrag ausfüllen.

(105) Der ausgefüllte Antrag ist dem MDA spätestens innerhalb
von fünfzehn Tagen nach Ablauf des letzten Tages des
Monats zu übermitteln, für den die Beihilfe beantragt
wird. Verspätet eingereichte Anträge werden automatisch
abgelehnt.

(106) Zur Berechnung der Höhe der jeweiligen monatlichen
Beihilfe wird zunächst anhand der Bescheinigung des
MDA die Menge des qualifizierten Biodiesels (ausgedrückt
in Gallonen) ermittelt, die im vorangehenden Monat des
Steuerjahres aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen mit
Ursprung in Missouri hergestellt wurde. Diese Menge
wird dann mit dem Förderbetrag pro Gallone („per gallon
credit“) gemäß Chapter 142, Section 142.031 RSMo
(Landesrecht des Bundesstaates Missouri) und Titel 2
Code of State Regulations/CSR 110-2.010 (Sammlung
der Verordnungen und Verwaltungsvorschriften des Bun­
desstaates Missouri) multipliziert. Pro MQBP gelten fol­
gende Förderhöchstgrenzen innerhalb eines Steuerjahres:
0,30 USD pro Gallone für die ersten fünfzehn Millionen
Gallonen qualifiziertes Biodiesel, der aus landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen mit Ursprung in Missouri hergestellt
wurde und 0,10 USD pro Gallone für weitere fünfzehn
Millionen Gallonen qualifiziertes Biodiesel, das aus land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen mit Ursprung in Missouri
hergestellt wurde. Die Produktionsmengen qualifizierten
Biodiesels eines MQBP, die in einem Steuerjahr über 30
Millionen Gallonen hinausgehen, werden bei der Berech­
nung der Beihilfen nicht mehr berücksichtigt.

(107) Reichen die vorhandenen Finanzmittel nicht aus, um al­
len MQBP den gesetzlich vorgesehenen monatlichen
Höchstbetrag auszuzahlen, werden diese Fördergelder an­
teilmäßig aufgeteilt, so dass jeder MQBP seinen Anteil der
Mittel erhält, die im betreffenden Monat allen MQBP für
die förderfähige Herstellung von Biodiesel zur Verfügung
stehen.

(108) Das MDA ist bemüht, alle Beihilfen für den jeweiligen
Monat innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt und Geneh­
migung des Beihilfeantrags, auszuzahlen.

d) Schlussfolgerung

(109) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Grundverordnung
angesehen, da damit von der Regierung des Bundesstaates
Missouri (15) eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und
zwar in Form direkter Zuschüsse. Durch diese Beihilfen
wird den Unternehmen, die sie erhalten, ein Vorteil ge­
währt.
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(110) Die Regelung ist auf Biodiesel-Hersteller beschränkt und da­
her gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a der Grundver­
ordnung als spezifisch und somit als anfechtbar anzusehen.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(111) Einem der kooperierenden Ausführer der Stichprobe er­
wuchs im UZ aus dieser Reglung ein Vorteil. Der im UZ
empfangene Zuschussbetrag wurde anschließend den gesam­
ten während des UZ getätigten Verkäufen der betroffenen
Ware in Verhältnis gesetzt. Die im Rahmen dieser Regelung
erlangten anfechtbaren Subventionen beliefen sich für dieses
Unternehmen auf 3,8 % (ad valorem).

3.7. North Dakota Biofuels Partnership in Assisting
Community Expansion Loan Program (Biokrafts­
toffpartnerschaftsprogramm als Ergänzung des
Darlehensprogramms zur Wachstumsfinanzierung
von lokalen Gemeinschaften des Bundesstaates
North Dakota/„PACE“)

(112) Das PACE-Biokraftstoffpartnerschaftsprogramm (im Folgen­
den als „Biokraftstoff-PACE“ abgekürzt), das im Juli 2007 in
Kraft getreten ist, hat das zwischen Juli 2005 und Juni 2007
geltende PACE-Biodieselpartnerschaftsprogramms als Ergän­
zung des Darlehensprogramms zur Wachstumsfinanzierung
von lokalen Gemeinschaften („Biodiesel-Pace“) abgelöst.

a) Rechtsgrundlage

(113) Die Biodiesel-PACE-Regelung wurde 2005 vom Gesetzgeber
des Bundesstaates North Dakota durch die Verabschiedung
des Programms „Biodiesel Partnership in Assisting Commu­
nity Expansion“, 6-09.17 North Dakota Century Co­
de/N.D.C.C. (Sammlung der Rechtsvorschriften des Bundes­
staates North Dakota) ins Leben gerufen. Damit wurde ein
Biodiesel-Partnerschaftsprogramm als Ergänzung des Fonds
zur Wachstumsfinanzierung von lokalen Gemeinschaften
(„der Fonds“) geschaffen.

(114) 2007, nach der Verabschiedung der Senate Bill (Senatsvor­
lage) Nr. 2180, wurde die oben genannte Rechtsvorschrift
Nr. 6-09.17 des North Dakota Century Code geändert; in­
folge dieser Änderung wurde die Biodiesel-PACE-Regelung
mit Wirkung vom Juli 2007 modifiziert und in Biokraft­
stoff-PACE-Regelung („Biofuels PACE scheme“) umbenannt.

b) Begünstigte

(115) Nach der Biodiesel-PACE-Regelung konnten Produktionsstät­
ten, in denen Biodiesel hergestellt wurde, mit Mitteln aus
dem Fonds gefördert werden.

(116) Als „Produktionsstätte, in der Biodiesel hergestellt wird“ galt
eine Kapitalgesellschaft („corporation“), eine Gesellschaft mit
beschränkter Haftung („limited liability company“), eine Per­
sonengesellschaft („partnership“), eine natürliche Person („in­
dividual“) oder eine Genossenschaft („association“), die an
der Herstellung von Dieselkraftstoff beteiligt war, der min­
destens fünf Prozent Biodiesel enthielt und die Anforderun­
gen der American Society for Testing and Materials (Nor­
mungsorganisation) erfüllte.

(117) Die Förderung erfolgte durch Gewährung einer Zinsverbilli­
gung (Senkung des angewandten Zinssatzes) auf Kredite, die
bei einem (kommerziellen) Finanzinstitut in Zusammenar­
beit mit der Bank of North Dakota aufgenommen wurden.
Bei dieser handelt es sich um eine staatliche Einrichtung des
Bundesstaates North Dakota. Die Kreditnehmer konnten
Kredite in Anspruch nehmen, deren Verzinsung 5 % unter­

halb des marktüblichen Zinssatzes für Kredite lag. Den ein­
zelnen Biodiesel-Produktionsstätten konnten bis zu 400 000
USD an Zinsverbilligungen pro Darlehen gewährt werden.

(118) Nach der Biokraftstoff-PACE-Regelung werden zinsverbilligte
Kredite an Produktionsstätten, die Biodiesel und Ethanol her­
stellen, an Tierzuchtbetriebe, an Einzelhändler, die Biokraft­
stoffe verkaufen und an Getreideverarbeitungsbetriebe ver­
geben. Somit kommen Biodiesel-Produktionsstätten, die die
einschlägigen Voraussetzungen erfüllen, grundsätzlich für die
Förderung nach dieser Regelung in Betracht.

c) Anwendung

(119) Die Finanzmittel des Fonds werden eingesetzt, um bei den
Kreditnehmern die Zinslast für Kredite zu reduzieren, die
von ihnen bei örtlichen Kreditgebern und bei der Bank of
North Dakota (BND), einer öffentlichen Einrichtung des
Bundesstaates North Dakota, aufgenommen werden. Der
Kredit wird durch ein örtliches Kreditinstitut (Bank, Spar­
kasse, Kreditgenossenschaft oder eine Agrarkreditagentur)
abgewickelt, das die Beteiligung der BND beantragt. Als ört­
liche Kreditinstitute können sowohl öffentliche als auch pri­
vate Einrichtungen fungieren. Der Kreditgeber und die BND
vereinbaren mit dem Kreditnehmer die Kreditvergabebedin­
gungen, einschließlich der Zinssätze. Der örtliche Kreditge­
ber beantragt dann beim Fonds die entsprechenden Mittel
zur Senkung der Zinssätze. In der Praxis wird der Antrag
vom örtlichen Kreditgeber (in der Regel eine Privatbank) bei
der BND gestellt.

(120) Das betreffende Unternehmen tilgt seinen Kredit beim ört­
lichen Kreditgeber zu verbilligten Zinskonditionen. Dieser
erhält dann von der BND (aus den Finanzmitteln des Fonds)
die Differenz zwischen den marktüblichen Zinsen, die nor­
malerweise angefallen wären, und den reduzierten Zinsen,
die er vom kreditnehmenden Unternehmen erhalten hat.

(121) Die Durchführung des Biodiesel-PACE-Programms und des
Biokraftstoff-PACE-Programms erfolgt nach den unter den
beiden vorstehenden Erwägungsgründen dargestellten Moda­
litäten.

d) Schlussfolgerung

(122) Bei beiden Regelungen (Biodiesel-PACE und Biokraftstoff-
PACE) ist eine finanzielle Beihilfe des Bundesstaates North
Dakota festzustellen, der den Fördermechanismus (das Bio­
diesel-Partnerschaftsprogramm als Ergänzung des Fonds zur
Wachstumsfinanzierung von lokalen Gemeinschaften und
das Biokraftstoff-Partnerschaftsprogramm als Ergänzung des
Fonds zur Wachstumsfinanzierung von lokalen Gemein­
schaften) durch Zahlungen unterstützt. Der oben erwähnte
Fonds dient der Mitfinanzierung der Zinslast für aufgenom­
mene Unternehmerkredite. Der Kreis der Begünstigten, die
Fördermittel im Rahmen der beiden Regelungen erhalten
können, ist beschränkt und umfasst unter anderem Biodie­
selhersteller. Daher sind beide Regelungen spezifisch im
Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a) der Grundver­
ordnung. Den Unernehmen erwächst aus den Regelungen
ein Vorteil in Form zinsverbilligter Kredite.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(123) Einem Unternehmen wurden im UZ Vorteile auf der Grund­
lage der Biodiesel-PACE-Regelung gewährt. Dieser Vorteil
wurde jedoch als unerheblich angesehen, weil er weniger
als 0,1 % betrug.
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3.8. North Dakota Biodiesel Production Equipment Tax
Credit (Steuervergünstigung des Bundesstaates
North Dakota für Anlagen zur Herstellung von
Biodiesel)

a) Rechtsgrundlage
(124) Die Rechtsgrundlage für die Körperschaftssteuer („corporate

tax“) stellen in North Dakota der Artikel X, § 3 der Ver­
fassung von North Dakota und § 57-38-30 N.D.C.C. dar.
Die aus dieser Regelung erwachsende Steuervergünstigung
für die Anpassung der anlagen für die Herstellung von Bio­
diesel stützt sich auf § 57-38-30.6 N.D.C.C.

b) Begünstigte
(125) Beim Steuerpflichtigen muss es sich um ein Unternehmen

handeln, das in North Dakota der Körperschaftssteuer unter­
liegt.

c) Anwendung
(126) Die Körperschaftsteuervergünstigung wird in Form einer

Verringerung der Körperschaftsteuerschuld über einen Zeit­
raum von fünf Jahren in Höhe von jährlich 10 % der direk­
ten Kosten angewandt, die dem Steuerpflichtigen nach dem
31. Dezember 2002 entstanden sind. Bei diesen direkten
Kosten handelt es sich um direkte Aufwendungen des
Steuerpflichtigen für die Umrüstung (Anpassung oder Aus­
bau) bestehender Anlagen oder die Anpassung neuer, im
Bundesstaat North Dakota belegener Anlangen für die Her­
stellung von Biodiesel beziehungsweise von Biodieselkrafts­
toffmischungen mit einem Biodieselgehalt von mindestens 2
Volumenprozent.

d) Schlussfolgerung
(127) Diese Regelung ist auf Steuerpflichtige beschränkt, die ihre

Anlagen umrüsten oder anpassen, um Biodiesel beziehungs­
weise Biodieselkraftstoffmischungen mit einem Biodieselge­
halt von mindestens 2 Volumenprozent herstellen zu kön­
nen. Daher ist diese Regelungen spezifisch im Sinne des
Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung.
Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Grundverordnung an­
gesehen, da hier die Regierung des Bundesstaates North Da­
kota auf normalerweise zu entrichtende Abgaben (Körper­
schaftssteuer) verzichtet oder diese nicht erhebt. Durch die
Verringerung der Steuerschuld wird den Unternehmen ein
Vorteil gewährt.

e) Berechnung der Höhe der Subvention
(128) Im UZ wurde diese Regelung von einem Unternehmen in

Anspruch genommen. Der Vorteil, der diesem Unternehmen
entstanden ist, wurde jedoch als unerheblich angesehen, weil
er weniger als 0,1 % betrug.

3.9. North Dakota Biodiesel Income Tax Credit (Kör­
perschaftsteuervergünstigung des Bundesstaates
North Dakota für Biodiesel)

a) Rechtsgrundlage
(129) Die Steuervergünstigung für die Herstellung von Biodiesel­

mischungen stützt sich auf § 57-38-01.22 N.D.C.C.

b) Begünstigte
(130) Der Steuerpflichtige muss in North Dakota der Körper­

schaftssteuer unterliegen und Inhaber einer gültigen Lizenz
des State Tax Commissioner’s Office (Finanzverwaltung des
Bundesstaates) für Kraftstofflieferanten sein, die Biodiesel­
kraftstoffmischungen gemäß § 57-43.2-05(1) N.D.C.C. her­
stellen.

c) Anwendung
(131) Der Steuerpflichtige hat Anspruch auf eine Vergünstigung in

Höhe von 0,05 USD pro Gallone Biodieselmischung, die auf
seine Steuerschuld angewandt wird, sofern der Biodieselge­
halt dieser Kraftstoffmischung mindestens 5 Volumenpro­
zent beträgt (B5).

d) Schlussfolgerung
(132) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels 2

Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Grundverordnung ange­
sehen, da hier die Regierung des Bundesstaates North Da­
kota auf normalerweise zu entrichtende Abgaben (Körper­
schaftssteuer) verzichtet oder diese nicht erhebt. Durch die
Verringerung der Steuerschuld wird den Unternehmen ein
Vorteil gewährt.

e) Berechnung der Höhe der Subvention
(133) Im UZ wurde diese Regelung von einem Unternehmen in

Anspruch genommen. Der Vorteil, der diesem Unternehmen
entstanden ist, wurde jedoch als unerheblich angesehen, weil
er weniger als 0,1 % betrug.

3.10. Texas Ethanol and Biodiesel Blend Tax Exemp­
tion (Steuerbefreiung des Bundesstaates Texas
für Ethanol- und Biodieselbeimischungen)

(134) Gemäß Texan Code (texanischem Recht) unterliegen Kraft­
stoffe, einschließlich Dieselkraftstoff, der Verbrauchssteuer
des Bundesstaates Texas. Nach den texanischen Finanzvor­
schriften wird diese Steuer, die beim Verkauf von Diesel­
kraftstoffen fällig ist, bei allen aufeinander folgenden Kauf­
vorgängen auf den jeweiligen Verkaufspreis aufgeschlagen
und so letztlich von dem Kunden entrichtet, der diesen
Kraftstoff verwendet oder verbraucht. Nach dem texanischen
Recht wird Biodiesel als separate Ware behandelt. Dieses
wird in Texas nicht besteuert. Somit brauchen Biodieselher­
steller in Texas keine Steuer vom Käufer zu erheben und an
die Finanzverwaltung des Bundesstaates abzuführen. Daher
wurde der Schluss gezogen, dass Biodieselherstellern aus der
Steuerbefreiung des Bundesstaates Texas für Ethanol- und
Biodieselmischungen kein Vorteil erwächst, da die Bestim­
mung des texanischen Recht, nach der auf eine bestimmte
Ware keine Steuer erhoben wird, auf jedermann Anwendung
findet und der Vorteil somit dem Endverbraucher zugute
kommt. Angesichts dessen wird diese Regelung als nicht
anfechtbar angesehen.

3.11. Texas Fuel Ethanol and Biodiesel Production In­
centive Program (Programm des Bundesstaates
Texas zur Förderung der Herstellung von Kraft­
stoffethanol und Biodiesel)

a) Rechtsgrundlage
(135) Chapter 16 des Texan Agriculture Code (Landwirtschaftsge­

setz des Bundesstaates Texas); Bestimmungen des Pro­
gramms zur Förderung der Herstellung von Kraftstoffethanol
und Biodiesel und Richtlinien zum Programm zur Förderung
der Herstellung von Kraftstoffethanol und Biodiesel

b) Begünstigte
(136) Nach dieser Regelung wurden förderfähige Unternehmen,

die Ethanol und Biodiesel herstellen, Beihilfen gewährt. Um
in den Genuss einer solchen Beihilfe kommen zu können,
musste der betreffende Hersteller in seinem Antrag angeben,
dass:

1. die Produktionsanlagen zur Herstellung von Ethanol oder
Biodiesel geeignet waren,
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2. der Hersteller eine erhebliche Investition in diese An­
lagen getätigt hatte, und

3. dass die Anlagen dauerhaft in Texas installiert waren.

c) Anwendung

(137) Nach dieser Regelung konnte ein Hersteller, der für jede
in einer registrierten Anlage hergestellte Gallone Biodiesel
eine Gebühr von 3,2 Cent bezahlte, bis zu zehn Jahre
lang, gerechnet vom Produktionsbeginn dieser Anlage,
einen Betrag von 20 Cent per Gallone Biodiesel bean­
spruchen, die in einer registrierten Anlagen hergestellt
wurde.

(138) Von einer registrierten Anlage wurde verlangt, monatlich
einen Produktionsbericht und vierteljährlich einen Bericht
vorzulegen, der von einem öffentlich bestellten Wirt­
schaftsprüfer beglaubigt wurde. Nach der Übermittlung
des vierteljährlichen Berichts führten die Betreiber der
Anlage eine Gebühr von 3,2 Cent pro Gallone ab. Diese
abgeführten Gebühren wurden anschließend mit dem
Faktor 5,25 multipliziert, so dass der Betreiber der An­
lage einen Förderbetrag in Höhe von 20 Cent pro Gal­
lone erhielt. Die Förderung war auf 18 Millionen Gallo­
nen pro Jahr und Anlage begrenzt.

(139) Die Regelung trat im September 2003 in Kraft, die ersten
Zahlungen konnten allerdings erst im Juni 2006 getätigt
werden, da die entsprechenden finanziellen Mittel erst im
Steuerjahr September 2005 - August 2006 zur Verfü­
gung gestellt wurden. Die Regelung kommt seit dem
31. August 2007 nicht mehr zur Anwendung, da das
texanische Parlament für die Jahre 2008-2009 (Septem­
ber 2007 - August 2009) die Zuweisung der Mittel ein­
stellte. Rechtlich gesehen besteht diese Regelung in Texas
jedoch nach wie vor. Außerdem wurde festgestellt, dass
einem der betroffenen Unternehmen im Untersuchungs­
zeitraum Vorteile im Rahmen dieser Regelung gewährt
wurden.

d) Schlussfolgerung

(140) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Grundverordnung
angesehen, da damit von der Regierung des Bundesstaates
Texas eine finanzielle Beihilfe geleistet wird, und zwar in
Form direkter Zuschüsse. Durch diese Zuschüsse wird
den Unternehmen, die sie erhalten, ein Vorteil gemäß
Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung gewährt. Die
Regelung ist beschränkt und umfasst unter anderem Bio­
dieselhersteller, daher gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buch­
stabe a der Grundverordnung als spezifisch und somit als
anfechtbar anzusehen.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(141) Im UZ wurde diese Regelung von einem Unternehmen in
Anspruch genommen. Die Höhe der Subvention wurde
anhand der im Untersuchungszeitraum erlangten Zahlun­
gen berechnet. Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 Buch­
stabe a der Grundverordnung wurden Gebühren, die ge­
tragen werden mussten, um in den Genuss der Subven­
tion zu gelangen, von den empfangenen Zahlungen ab­
gezogen, um den Wert der Subvention (Zähler) zu ermit­
teln.

(142) Die Höhe der Subvention wurde anschließend zu den
gesamten während des UZ getätigten Biodiesel-Verkäufen
(Nenner) ins Verhältnis gesetzt, die das betreffende Unter­
nehmen während des UZ getätigt hatte.

(143) Das betreffende Unternehmen erhielt während des Unter­
suchungszeitraums im Rahmen dieser Regelung Subven­
tionen in Höhe von 0,3 %.

3.12. Washington State Biofuels Production Tax
Exemption (Produktionssteuerbefreiung für
Biokraftstoffe des Bundesstaates Washington)

(144) Der Bundesstaat Washington gewährt Ermäßigungen auf
die Business and Occupation tax/B&O Tax (Unterneh­
menssteuer) und Steuerbefreiungen auf die Property Tax
(Vermögenssteuer) und die Leasehold Excise Tax (Pacht­
steuer).

(145) Im Bundesstaat Washington gibt es keine Körperschafts­
steuer. Die Unternehmen unterliegen dort dafür der Busi­
ness and Occupation Tax („B&O tax“), die auf Produk­
tionstätigkeiten erhoben wird. Auf Produktionstätigkeiten
findet in diesem Bundesstaat in der Regel der Steuersatz
von 0,484 % Anwendung, sofern das Recht des Bundes­
staates nichts anderes bestimmt.

(146) Was die Property Tax betrifft, richtet sich der anwend­
bare Steuersatz nach unterschiedlichen, sich teilweise
überschneidenden rechtlichen Bestimmungen, so dass
seine Höhe je nach örtlichen Steuervorschriften innerhalb
dieses Bundesstaates variiert. Durchschnittlich beläuft sich
diese Steuer im Staat Washington jedoch auf rund 1,2 %
des Verkehrswertes.

(147) Die Pachtsteuer wird auf anstelle der Vermögenssteuer
auf steuerbefreites Vermögen (zum Beispiel öffentliche
Hafeninfrastruktur) erhoben, das durch ein nicht steuer­
befreites Subjekt beispielsweise für gewinnbringende Tä­
tigkeiten verwendet wird. Der Steuersatz beläuft sich hier
auf 12,84 % des im Pachtvertrag festgelegten Preises.

a) Rechtsgrundlage

(148) Gemäß Chapter 82.04.260(1)(e) des Revised Code of
Washington/RCW (der Gesetzessammlung des Bundes­
staates Washington) ist der Steuersatz für Hersteller, die
reine Biokraftstoffe - einschließlich Biodiesel - herstellen,
von 0,484 % auf 0,138 % reduziert. Dieser reduzierte
Steuersatz gilt bis zum 1. Juli 2009.

(149) Hinsichtlich der Befreiungen von der Vermögenssteuer
und der Pachtsteuer sehen die Chapter 84.36.635 und
82.29A.135 des RCW vor, dass unbewegliches und be­
wegliches Vermögen, das entsprechende Kriterien erfüllt,
von der Vermögenssteuer und der Pachtsteuer befreit ist.

b) Begünstigte

(150) Alle drei oben genannte Steuerermäßigungen/-befreiun­
gen finden Anwendung auf Biokraftstoffhersteller. Diese
Steuerermäßigungen/-befreiungen gelten im gesamten
Bundesstaat und unterliegen – nach Erfüllung der Bedin­
gungen für die Inanspruchnahme - keinen weiteren Ein­
schränkungen.
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(151) Die Möglichkeit der Inanspruchnahme der oben erwähn­
ten B&O-Steuerermäßigung besteht grundsätzlich auch
für Biodiesel-Hersteller.

(152) Hinsichtlich der Befreiungen von der oben erwähnten
Vermögenssteuer und der Pachtsteuer verhält es sich so,
dass unbewegliches und bewegliches Vermögen, das ent­
sprechende Kriterien erfüllt, von der Vermögenssteuer
und der Pachtsteuer befreit ist. Dieses Vermögen muss
hauptsächlich zur Herstellung reiner Biokraftstoffe ge­
nutzt werden. Als Vermögen, das vorgeschriebene Krite­
rien erfüllt, gelten auch Gebäude, Maschinen und Anla­
gen, anderes bewegliches Vermögen und Grundbesitz, die
für die Herstellung der Biokraftstoffe genutzt werden, mit
Ausnahme des Bodens, auf dem Kulturpflanzen angebaut
werden. Die Gebäude und die Ausrüstung müssen neu
sein, d. h. sie müssen nach Juni 2003 gebaut beziehungs­
weise hergestellt worden sein.

c) Anwendung

(153) Um in den Genuss der Ermäßigung der auf Biodiesel-
Hersteller anwendbaren B&O Tax muss das in Frage
kommende Unternehmen nur den Wert des Umsatzes
der betreffenden Waren in seiner Steuererklärung ange­
ben.

(154) Anträge auf Befreiung von der Vermögenssteuer und von
der Pachtsteuer müssen jedes Jahr bis zum 1. November
gestellt werden. Anträge auf Befreiung von der Vermö­
genssteuer müssen über den örtlich zuständigen Beamten
des jeweiligen County eingereicht werden. Die Befreiung
von der Pachtsteuer wird über das Finanzministerium des
Bundesstaates beantragt.

d) Schlussfolgerung

(155) Diese Regelung wird als Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Grundverordnung
angesehen, da hier die Regierung des Bundesstaates Wa­
shington eine finanzielle Beihilfe leistet, indem sie auf
normalerweise zu entrichtende Abgaben (B&O Tax) ver­
zichtet oder diese nicht erhebt. Durch die Verringerung
der Steuerschuld wird den Unternehmen, die diese Rege­
lung in Anspruch nehmen, ein Vorteil gewährt. Der auf
die Biokraftstoff-Hersteller anwendbare ermäßigte B&O-
Steuersatz ist spezifisch, da sich die Ermäßigung auf Bio­
kraftstoffhersteller – einschließlich Biodieselhersteller –

und auf bestimmte andere Tätigkeitsfelder beschränkt
und somit als anfechtbar anzusehen.

(156) Keines der in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
hat die Befreiung von der Vermögenssteuer in Anspruch
genommen. Angesichts dessen werden bezüglich dieser
Steuerbefreiung keine Schlussfolgerungen gezogen. Ein
Unternehmen nahm Vorteile im Rahmen der Befreiung
von der Pachtsteuer in Anspruch; da sich sein Vorteil
jedoch auf weniger als 0,1 % belief, wird er als unerheb­
lich angesehen. Daher werden bezüglich dieser Steuerbe­
freiung keine Schlussfolgerungen gezogen.

e) Berechnung der Höhe der Subvention

(157) Einem Unternehmen wurden im UZ aufgrund der ermä­
ßigten B&O Tax Vorteile gewährt. Die Subventions­
spanne wurde durch die Anwendung des ermäßigten
B&O-Steuersatzes auf den Umsatz berechnet, der von
diesem Unternehmen im UZ mit dem Verkauf des von
ihm hergestellten Biodiesels erzielt wurde. Die Subven­
tionsspanne, ausgedrückt als Prozentsatz des gesamten
Biodiesel-Umsatzes im UZ, belief sich auf 0,7 %.

3.13. Höhe der anfechtbaren Subventionen

(158) Gemäß der Grundverordnung ergaben sich für die untersuchten Unternehmen, ad valorem, anfecht­
bare Subventionen zwischen 29,1 % und 41,1 %.

(%)

REGELUNG

UNTERNEHMEN

Biodiesel
Mixture Credit

Small Agribio­
diesel Producer
Income tax

credit

Missouri quali­
fied biodiesel
producer in­
centive fund

Texas fuel
ethanol and
biodiesel pro­
duction incen­
tive program

Washington
State biofuels
production tax
exemption

Insgesamt

Archer Daniels Mid­
land Company

31,3 3,8 35,1

Cargill Inc. 34,1 0,4 34,5

Green Earth Fuels of
Houston LLC

38,7 0,3 39,0

Imperium Renewa­
bles Inc.

28,4 0,7 29,1

Peter Cremer North
America LP

41,0 41,0

Vinmar Overseas Li­
mited

41,1 41,1

World Energy Alter­
natives LLC

37,6 37,6
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(159) Gemäß Artikel 15 Absatz 3 der Grundverordnung beträgt die Subventionsspanne für die kooperie­
renden, aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen ausgehend von der gewogenen
durchschnittlichen Subventionsspannen der in die Stichprobe einbezogenen kooperierenden Unter­
nehmen 36,0 %.

(160) In Bezug auf alle übrigen Ausführer in den USA ermittelte die Kommission zunächst den Umfang der
Mitarbeit. Dafür wurde die in den Fragebogenantworten aller kooperierenden ausführenden Hersteller
angegebene Gesamtausfuhrmenge mit der Gesamtmenge der Einfuhren aus den USA verglichen, wie
sie aus den US-Ausfuhrstatistiken hervorgeht. Diese Berechnungen ergaben einen Mitarbeitswert von
81 %. Die Mitarbeit wurde dementsprechend als hoch eingestuft. Infolgedessen wurde es für ange­
messen erachtet, die Subventionshöhe für die nicht kooperierenden ausführenden Hersteller auf dem
Niveau der höchsten für einen kooperierenden ausführenden Hersteller festgestellten Subventionie­
rung anzusetzen, um die Wirksamkeit der Maßnahmen sicherzustellen.

4. WIRTSCHAFTSZWEIG DER GEMEINSCHAFT

4.1. Wirtschaftszweig der Gemeinschaft und Repräsentativität

(161) Zur Ermittlung der gesamten Gemeinschaftsproduktion und der Unterstützung der Untersuchung
wurden alle vorliegenden Informationen, einschließlich im Antrag enthaltene Informationen und
Daten, die vor und nach der Einleitung der Untersuchung bei Herstellern in der Gemeinschaft
erhoben wurden, herangezogen.

(162) Diesen Informationen zufolge belief sich die Gesamtproduktion der Gemeinschaft im UZ auf rund
5 400 000 Tonnen. Es zeigte sich, dass drei zu derselben Gruppe gehörende Unternehmen mit
ausführenden Herstellern in den USA verbunden waren und dass die Gruppe selbst auch bedeutende
Mengen der betroffenen Ware von ihren verbundenen Ausführern in den USA importierte. Daher
blieben diese Unternehmen bei der Gemeinschaftsproduktion im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 und
des Artikels 10 Absatz 8 der Grundverordnung unberücksichtigt. Infolgedessen lag das Produktions­
volumen, das der Feststellung der Repräsentativität zugrunde gelegt wurde, zwischen 4 200 000 und
4 600 000 Tonnen.

(163) Es wurde festgestellt, dass auf die Unternehmen, die den Antrag unterstützten und zur Mitarbeit bei
der Untersuchung bereit waren, im UZ mehr als 60 % der unter Randnummer (162) angegebenen
Gemeinschaftsproduktion von Biodiesel entfielen. Das unter Randnummer (165) angeführte Unter­
nehmen, das nicht an der Untersuchung mitarbeitete, wurde nicht als ein den Antrag unterstützendes
Unternehmen angesehen. Es wird der Schluss gezogen, dass der Antrag und die Untersuchung von
Herstellern unterstützt werden, auf die ein erheblicher Teil der Gemeinschaftsproduktion im Sinne des
Artikels 9 Absatz 1 und des Artikels 10 Absatz 8 der Grundverordnung entfällt.

4.2. Stichprobenverfahren

(164) Angesichts der Vielzahl der Gemeinschaftshersteller wurde beschlossen, mit einer Stichprobe zu
arbeiten, um festzustellen, ob eine bedeutende Schädigung vorliegt. Alle potenziellen Hersteller der
gleichartigen Ware in der Gemeinschaft erhielten Stichprobenfragebogen. Zunächst legten mehr als
40 Unternehmen Antworten auf den Stichprobenfragebogen mit schlüssigen Informationen vor und
erklärten sich zur Mitarbeit an dem Verfahren bereit. Die drei unter Randnummer (162) erwähnten
Unternehmen wurden aus den dort genannten Gründen nicht für das Stichprobenverfahren in Be­
tracht gezogen.

(165) Von den verbleibenden Unternehmen wurde eine Stichprobe aus 11 Unternehmen gebildet, wobei
wie unter Randnummer (11) dargelegt das größte repräsentative Produktions- und Verkaufsvolumen
in der Gemeinschaft zugrunde gelegt wurde. Ein zunächst für die Stichprobe in Betracht gezogener
Hersteller musste ausgeschlossen werden, da er nicht an der Untersuchung mitarbeitete. Die übrigen
zehn in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen wurden als repräsentativ für die gesamte Ge­
meinschaftsproduktion erachtet.

(166) Die Bezeichnung „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft“ oder „Gemeinschaftshersteller der Stichprobe“
bezieht sich im Folgenden auf diese zehn in die Stichprobe einbezogenen Hersteller.

5. SCHÄDIGUNG

(167) Wie unter Randnummer (17) erwähnt, betraf die Untersuchung der für die Schadensanalyse relevan­
ten Entwicklungen den Zeitraum vom Januar 2004 bis zum Ende des UZ. Die Untersuchung ergab
jedoch, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft sich 2004 praktisch in einer Anlaufphase befand.
Es erschien daher angemessener, der Analyse die Entwicklungen im Zeitraum von 2005 bis zum UZ
(„Analysezeitraum“) zugrunde zu legen. Die für 2004 eingeholten Informationen werden in der
nachfolgenden Bewertung dennoch aufgeführt.
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5.1. Gemeinschaftsverbrauch

Tabelle 1

Gemeinschaftsverbrauch 2004 2005 2006 2007 UZ

Tonnen 1 936 034 3 204 504 4 968 838 6 644 042 6 608 659

Index 2005=100 60 100 155 207 206

(168) Grundlage für die Ermittlung des Gemeinschaftsverbrauchs war das Volumen der gesamten Gemein­
schaftsproduktion aller Gemeinschaftshersteller auf dem Gemeinschaftsmarkt, wie unter Randnummer
(162) angegeben, abzüglich ihrer Ausfuhren und zuzüglich der Einfuhren aus dem von dieser Unter­
suchung betroffenen Land sowie der Einfuhren aus anderen Drittländern.

(169) Zur Ermittlung der Einfuhrmengen aus den USA standen folgende Quellen zur Verfügung:

— die Eurostat-Daten zu den verschiedenen KN-Codes, unter denen die Ware eingereiht wurde,

— die Ausfuhrstatistiken der USA,

— sonstige von interessierten Parteien vorgelegte vertrauliche statistische Einfuhrdaten.

(170) Die Auswertung dieser Informationen zeigte jedoch, dass die Eurostat-Daten für die Ermittlung des
Verbrauchs nicht verwendet werden konnten, da es bis Ende 2007 keinen eigenen KN-Code für die
zolltarifliche Einreihung der verschiedenen Typen der betroffenen Ware gab. Die Einfuhren der be­
troffenen Ware wurden unter zahlreichen Codes eingereiht, die auch Einfuhrdaten anderer Waren
umfassten. Daher wurde es für angemessener erachtet, zur Ermittlung zuverlässiger Einfuhr- und
Verbrauchszahlen sowie von Einfuhrtrends die Ausfuhrstatistiken der USA heranzuziehen. Bei der
Verwendung dieser Informationsquelle wurde die Transportzeit berücksichtigt, die die Waren für den
Weg von den USA in die Gemeinschaft benötigten, daher wurden die Ausfuhrstatistiken um einen
Monat berichtigt, um dieser zeitlichen Verzögerung Rechnung zu tragen.

(171) Was die Einfuhren aus anderen Ländern und die Ausfuhren der Gemeinschaftshersteller anbelangt, so
stützte sich die Untersuchung angesichts des vorstehend erwähnten begrenzten Nutzens der Eurostat-
Daten auf die mit dem Antrag vorgelegten Angaben.

(172) Auf dieser Grundlage wurde festgestellt, dass der Gemeinschaftsverbrauch von Biodiesel zwischen
2005 und 2007 um 107 % anstieg und anschließend im UZ leicht um 1 Prozentpunkt zurückging.
Insgesamt hat sich der Verbrauch im Analysezeitraum mehr als verdoppelt.

(173) Der Nachfrageanstieg war in erster Linie auf die Steueranreize zurückzuführen, mit denen die Mit­
gliedstaaten nach dem Erlass der Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren
Kraftstoffen im Verkehrssektor (16) und der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003
zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeug­
nissen und elektrischem Strom (17) die Verwendung von Biokraftstoffen fördern wollten.
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5.2. Menge und Marktanteil der Einfuhren aus dem betroffenen Land

Tabelle 2

Einfuhren aus den USA 2004 2005 2006 2007 UZ

Tonnen 2 634 11 504 50 838 730 922 1 137 152

Index 2005=100 23 100 442 6 354 9 885

Marktanteil 0,1 % 0,4 % 1,0 % 11,0 % 17,2 %

Index 2005=100 25 100 250 2 750 4 300

Quelle: Ausfuhrstatistiken der USA

(174) Die Menge der Einfuhren aus den USA stieg beträchtlich an, von rund 11 500 Tonnen im Jahr 2005
auf rund 1 137 000 Tonnen im UZ.

(175) Im Analysezeitraum erhöhte sich der Anteil der subventionierten Einfuhren aus den USA am Ge­
meinschaftsmarkt kontinuierlich von 0,4 % im Jahr 2005 auf 17,2 % im UZ. Somit war der Anstieg
der subventionierten Einfuhren in diesem Zeitraum sowohl in absoluten Zahlen als auch im Ver­
hältnis zum Gemeinschaftsverbrauch erheblich.

(176) Splash and dash bezeichnet eine Praxis der Biodieselunternehmen, die darin besteht, Biodiesel an­
geblich ausländischen Ursprungs über die USA in die Gemeinschaft zu verbringen, wobei ihm in den
USA eine sehr geringe Menge (0,01 % des endgültigen Gemischs) herkömmlichen Mineralöldiesels
beigemischt wird, so dass der Hersteller der Mischung von einer Subvention in den USA profitieren
kann.

(177) Seitens US-amerikanischer Parteien wurde geltend gemacht, splash and dash erkläre den Anstieg der
US-Einfuhren auf den Gemeinschaftsmarkt, denn diese Geschäfte hätten im UZ 40 % der Einfuhren
aus den USA ausgemacht. Diese Parteien forderten außerdem, da es bei der Untersuchung um Ein­
fuhren von Biodiesel mit Ursprung in den USA gehe, sollten die von splash and dash betroffenen
Mengen von der Schadensanalyse abgetrennt und als Einfuhren aus anderen Drittländern behandelt
werden.

(178) Der Antragsteller argumentierte dagegen, Einfuhren von splash and dash machten - wenn überhaupt -
höchstens 10 % des US-Ausfuhrvolumens aus; sie seien mithin unbedeutend und änderten nichts an
der Feststellung, dass große Mengen subventionierter Einfuhren aus den USA auf den Gemeinschafts­
markt gelangten, insbesondere im UZ.

(179) Die Untersuchung ergab, dass die US-Ausfuhrstatistiken keine Unterscheidung zwischen Biodieselaus­
fuhren im Rahmen angeblicher Splash-and-dash-Geschäfte und den übrigen im Kapitel „Ausfuhren“
ausgewiesenen US-Ausfuhren ermöglichen. In diesen Statistiken waren so gut wie keine Mengen im
Kapitel „Wiederausfuhren“ erfasst. Die US-Behörden erklärten außerdem, alle im Kapitel „Ausfuhren“
ausgewiesenen Mengen beträfen Waren, die als Waren mit Ursprung in den USA angesehen würden.

(180) Darüber hinaus erklärten die meisten der untersuchten US-Unternehmen, bei den in die Gemeinschaft
ausgeführten oder auf dem Inlandsmarkt verkauften Mengen könne nicht unterschieden werden
zwischen den in den USA hergestellten oder aus den USA bezogenen Mengen und den im Rahmen
von Splash-and-dash-Geschäften ausgeführten Mengen.

(181) Zudem wurde im Falle der untersuchten Unternehmen in den USA festgestellt, dass alle Ausfuhren
von Biodiesel sowohl bei der Ausfuhr durch die US-Exporteure als auch bei der Einfuhr durch die
verbundenen Einführer in der Gemeinschaft als Biodiesel mit Ursprung in den USA angemeldet
wurden.
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(182) Auf dieser Grundlage und unter Berücksichtigung insbesondere der Tatsache, dass Splash-and-dash-
Ausfuhren, soweit vorhanden, als Ausfuhren von Ursprungswaren der USA angemeldet und von den
US-Behörden als Waren mit Ursprung in den USA angesehen wurden, wurde der Schluss gezogen,
dass kein Grund bestand, sie als Einfuhren aus anderen Ländern als den USA zu behandeln.

5.3. Preise der subventionierten Einfuhren und Preisunterbietung

5.3.1. Verkaufsstückpreis

Tabelle 3

2004 2005 2006 2007 UZ

Preise in EUR/Tonne 463 575 600 596 616

Index 2005=100 81 100 104 104 107

Quelle: US-Ausfuhrstatistiken und Fragebogenantworten der in die Stichprobe einbezogenen US-Ausführer.

(183) Die US-Ausfuhrstatistiken wurden auch zur Ermittlung der Preisentwicklung der subventionierten
Einfuhren mit Ursprung in den USA herangezogen, insbesondere für 2007 und den UZ. Dabei
wurden die durchschnittlichen Ausfuhrpreise um die entsprechenden Fracht- und Versicherungskosten
berichtigt, um das Preisniveau an der Grenze der Gemeinschaft zu erhalten. Es ist anzumerken, dass
die US-Ausfuhrstatistiken für die früheren Abschnitte des Analysezeitraums, nämlich die Jahre 2005
und 2006, und auch für das Jahr 2004 nicht gänzlich zuverlässig waren, was die Verkaufswerte
anbelangt, denn die berechneten durchschnittlichen Ausfuhrpreise waren unverhältnismäßig hoch im
Vergleich zu den von den kooperierenden ausführenden Herstellern gemeldeten Preisen. Vor diesem
Hintergrund wurden dem durchschnittlichen US-Ausfuhrpreis für die betreffenden Jahre die Fragebo­
genantworten zugrunde gelegt, die von den in die Stichprobe einbezogenen ausführenden Herstellern
in den USA übermittelt wurden.

(184) Im Bezugszeitraum schwankten die Durchschnittspreise der Einfuhren aus den USA und stiegen
zwischen 2005 und dem UZ um insgesamt 7 % an.

5.3.2. Preisunterbietung

(185) Für die Zwecke der Preisunterbietungsanalyse wurden die auf die Stufe ab Werk gebrachten gewo­
genen durchschnittlichen Verkaufspreise, die die Gemeinschaftshersteller der Stichprobe unabhängigen
Abnehmern auf dem Gemeinschaftsmarkt in Rechnung stellten, mit den entsprechenden gewogenen
Durchschnittspreisen der Einfuhren aus den USA auf der cif-Stufe für die in die Stichprobe einbezo­
genen ausführenden Hersteller in den USA verglichen. Soweit angebracht, wurde eine Berichtigung
zur Berücksichtigung der Zölle, der nach der Einfuhr angefallenen Kosten und der Unterschiede in
den für die Herstellung von Biodiesel verwendeten Ausgangsstoffen (siehe nächste Randnummer)
vorgenommen.

(186) Bei der Untersuchung wurden unterschiedliche Typen der betroffenen Ware ermittelt, die sich insbe­
sondere nach dem bei der Herstellung verwendeten Ausgangsstoff richteten. Während in der Gemein­
schaft hauptsächlich Raps als Ausgangsstoff eingesetzt wird, verwenden die US-Hersteller andere
Ausgangsstoffe, etwa Sojabohnen, Canola, Palmöl usw. Da der Ausgangsstoff der bei weitem wich­
tigste Rohstoff für die Herstellung der betroffenen Ware darstellt, wurde die Auffassung vertreten,
dass eine Berichtigung für Unterschiede im Ausgangsstoff gewährt werden sollte. Diese Berichtigung
wurde so berechnet, dass sie dem Marktwert des Unterschiedes zwischen den jeweiligen Typen der
betroffenen Ware und dem aus Raps hergestellten Warentyp entsprach. Auf diese Weise wurden die
gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft und der ge­
wogene durchschnittliche Preis der betroffenen Einfuhren auf der Basis des gleichen Ausgangsstoffes,
nämlich Raps, verglichen.

(187) Der so durchgeführte Vergleich zwischen den US-Preisen und den Gemeinschaftspreisen ergab eine
Preisunterbietungsspanne, ausgedrückt als Prozentsatz des gewogenen Durchschnittspreises des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft ab Werk, zwischen 18,9 % und 33,0 %.
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5.4. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(188) Gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Grundverordnung umfasste die Prüfung der Auswirkungen der sub­
ventionierten Einfuhren auf den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eine Bewertung aller wirtschaft­
lichen Faktoren, die für den Wirtschaftszweig im Analysezeitraum ermittelt wurden.

5.4.1. Produktionskapazität, Produktion und Kapazitätsauslastung

Tabelle 4

2004 2005 2006 2007 UZ

Produktionskapazität
(Tonnen)

529 000 920 000 1 306 572 2 189 910 2 520 508

Index 2005=100 58 100 142 238 274

Produktion
(Tonnen)

475 710 813 657 1 214 054 1 832 649 2 016 573

Index 2005=100 58 100 149 225 248

Kapazitätsauslastung 90 % 88 % 93 % 84 % 80 %

Index 2005=100 102 100 106 95 91

Quelle: Fragebogenantworten der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe.

(189) Entsprechend dem Anstieg des Verbrauchs nahm auch die Produktionskapazität der Gemeinschafts­
hersteller der Stichprobe im Analysezeitraum kontinuierlich zu. Von 2005 auf 2006 erhöhte sie sich
um 42 %, anschließend im Jahr 2007 um 68 % und zwischen 2007 und dem UZ um weitere 15 %.
Insgesamt betrug der Anstieg über den Analysezeitraum 174 %. Die Ausweitung der Produktions­
kapazität war auf Neuinvestitionen zurückzuführen, die in Erwartung des Nachfragewachstums ge­
tätigt wurden.

(190) Die Zunahme der Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft muss vor dem Hin­
tergrund einer durch die Richtlinie 2003/30/EG gesetzten Zielvorgabe von 5,75 % für den Verbrauch
von Biokraftstoffen und anderen erneuerbaren Kraftstoffen in der Gemeinschaft, gemessen am Ener­
gieinhalt aller Otto- und Dieselkraftstoffe für den Verkehrssektor, die bis zum 31. Dezember 2010
auf dem Gemeinschaftsmarkt in Verkehr gebracht werden, gesehen werden. Darüber hinaus billigte
der Europäische Rat im März 2007 ein verbindliches Mindestziel von 10 % für den Anteil von
Biokraftstoffen am gesamten Benzin- und Dieselkraftstoffverbrauch des Verkehrssektors in der
Gemeinschaft, das bis 2020 von allen Mitgliedstaaten erreicht sein muss (18). Der Gemeinschaftsver­
brauch von Biokraftstoffen würde sich dadurch bis 2020 auf rund 33 Millionen Tonnen Öläquivalent
erhöhen. Die Produktionskapazität in der gesamten Gemeinschaft betrug 2006 nur schätzungsweise 6
Millionen Tonnen. Aus den dargelegten Gründen ist es verständlich, dass die Gemeinschaftshersteller
in Erwartung der steigenden Nachfrage in zusätzliche Kapazitäten investierten.

(191) Auch die Herstellung der gleichartigen Ware durch den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft nahm
stetig zu, über den Analysezeitraum hinweg belief sich der Anstieg auf insgesamt 148 %.

(192) Da die Produktionsmengen langsamer zunahmen als die Produktionskapazität, ging die Kapazitäts­
auslastung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im Analysezeitraum um 9 % zurück.
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5.4.2. Verkaufsmenge, Marktanteil und durchschnittliche Stückpreise in der Gemeinschaft

Tabelle 5

2004 2005 2006 2007 UZ

Verkaufsmengen
(Tonnen)

476 552 810 168 1 194 594 1 792 502 1 972 184

Index 2005=100 59 100 147 221 243

Marktanteil 24,6 % 25,3 % 24,0 % 27,0 % 29,8 %

Index 2005=100 97 100 95 107 118

Durchschnittspreise
(EUR/Tonne)

655 759 900 892 933

Index 2005=100 86 100 119 118 123

Quelle: Fragebogenantworten der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe.

(193) Wie der Verbrauch wies auch das Volumen der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf
dem Gemeinschaftsmarkt einen beständigen Anstieg auf, der sich im Analysezeitraum auf insgesamt
143 % belief. Im gleichen Zeitraum konnte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft auch seinen
Marktanteil um 4,5 Prozentpunkte erhöhen.

(194) Die durchschnittlichen Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem Gemein­
schaftsmarkt stiegen im Analysezeitraum um 23 % an. Der Preisanstieg war angesichts des Anstiegs
der Rohstoffkosten und der Kosten anderer Inputs gerechtfertigt.

5.4.3. Wachstum

(195) Das Wachstum des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft spiegelt sich in seinen Volumenindikatoren
wider, etwa der Produktion und den Verkäufen, vor allem aber in seinem Marktanteil. Trotz der
ausgesprochen starken Zunahme des Verbrauchs auf dem Gemeinschaftsmarkt während des Analy­
sezeitraums blieb die Erhöhung des Marktanteils der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe ver­
gleichsweise bescheiden. So konnten sie insbesondere zwischen 2006 und dem UZ ihren Marktanteil
nur um 5,8 Prozentpunkte ausweiten. Im selben Zeitraum konnten die subventionierten Einfuhren
einen Marktanteilgewinn von mehr als 16 Prozentpunkten verbuchen. Die Tatsache, dass der Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft nicht in vollem Umfang vom Marktwachstum profitieren konnte,
wirkte sich insgesamt nachteilig auf seine wirtschaftliche Lage aus. Mehrere Schadensfaktoren wie
Produktion, Kapazitätsauslastung, Produktivität, Verkäufe, Investitionspolitik und Kapitalrendite, ver­
schlechterten sich erheblich.

5.4.4. Lagerbestände

Tabelle 6

2004 2005 2006 2007 UZ

Lagerbestände
(Tonnen)

11 195 14 663 34 123 55 410 58 566

Index 2005=100 76 100 233 378 399

Quelle: Fragebogenantworten der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe
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(196) Die Lagerbestände an Biodiesel nahmen im Analysezeitraum um rund 200 % zu. Dieser Bestandsan­
stieg zog sich über den gesamten Analysezeitraum hin und entsprach, wenngleich noch ausgeprägter,
der Zunahme der Produktionsmengen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft während desselben
Zeitraums. Da Biodiesel jedoch nicht länger als 6 Monate gelagert werden kann (die durchschnittliche
Lagerzeit beträgt nur rund drei Monate), wird die Auffassung vertreten, dass Angaben zu den Lager­
beständen für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft nur
von begrenztem Wert sind.

5.4.5. Rentabilität, Investitionen, Kapitalrendite (RoI), Cashflow und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten

Tabelle 7

2004 2005 2006 2007 UZ

Rentabilität 9,3 % 18,3 % 18,0 % 5,7 % 5,7 %

Index 2005=100 51 100 98 31 31

Investitionen in 1 000
EUR

19 497 70 885 237 115 140 014 131 358

Index 2005=100 28 100 335 198 185

Kapitalrendite 92 % 114 % 108 % 23 % 23 %

Index 2005=100 80 100 95 20 20

Cashflow in 1 000
EUR

24 113 131 211 213 560 167 042 180 602

Index 2005=100 18 100 163 127 138

Quelle: Fragebogenantworten der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe.

(197) Die Rentabilität der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe wurde als Nettogewinn vor Steuern aus
den Verkäufen der gleichartigen Ware auf dem Gemeinschaftsmarkt in Prozent des mit diesen Ver­
käufen erzielten Umsatzes ermittelt. Während des Analysezeitraums sank die Rentabilität der Gemein­
schaftshersteller der Stichprobe von 18,3 % im Jahr 2005 auf 5,7 % im UZ. Dies entspricht einem
Rückgang um 12,6 Prozentpunkte im Laufe des Analysezeitraums.

(198) Von 2005 auf 2006 erhöhten die Gemeinschaftshersteller der Stichprobe ihre Investitionen in die
Herstellung von Biodiesel um 235 %. Dieser Anstieg hing mit der Ausweitung der Produktionskapa­
zität in Erwartung einer steigenden Nachfrage in der Gemeinschaft zusammen. Hierzu ist anzumer­
ken, dass Investitionen in den meisten Fällen mindestens zwei Jahre, bevor eine Produktionsanlage für
Biodiesel voll betriebsfähig ist, geplant werden. Dieselben Hersteller investierten auch 2007 und im
UZ, jedoch in weitaus geringerem Umfang. Dieser Zeitraum fällt mit dem Anstieg subventionierter
Einfuhren auf den Gemeinschaftsmarkt zusammen.

(199) Die RoI der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe, d. h. das Ergebnis vor Steuern, ausgedrückt als
Prozentsatz des durchschnittlichen Nettobuchwerts der bei der Herstellung von Biodiesel eingesetzten
Aktiva zu Beginn bzw. zu Ende des Geschäftsjahres, wies die gleiche negative Entwicklung auf wie die
Rentabilität. Allerdings fiel die tatsächliche Verschlechterung mit 91 Prozentpunkten im Analysezeit­
raum noch drastischer aus. Es wird die Auffassung vertreten, dass die Verschlechterung der Kapital­
rendite ein eindeutiger Hinweis auf eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft ist.
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(200) Der Cashflow, also die Möglichkeit des Wirtschaftszweigs, seine Tätigkeiten selbst zu finanzieren,
erhöhte sich im Analysezeitraum um 38 %. Dass dieser Indikator trotz der rückläufigen Rentabilität
im selben Zeitraum eine positive Entwicklung zeigt, ist in erster Linie auf den Anstieg der Abschrei­
bungskosten zurückzuführen, die in die Berechnung des Cashflow eingehen. Ein weiterer Grund war,
dass die Gewinneinbußen in absoluten Zahlen im Bezugszeitraum nicht so stark ausfielen wie der
Umsatzrückgang. Zwischen 2006 und dem UZ wies der Cashflow jedoch einen Rückgang um 15 %
aus, was auf eine Verschlechterung im letzten Teil des Analysezeitraums hindeutet, als die subvention­
ierten Einfuhren auf dem Gemeinschaftsmarkt stärker präsent waren.

5.4.6. Beschäftigung, Produktivität und Löhne

Tabelle 8

2004 2005 2006 2007 UZ

Beschäftigung – Voll­
zeitäquivalente (VZÄ)

61 182 278 462 506

Index 2005=100 34 100 153 254 278

Produktivität
(Tonnen/VZÄ)

7 798 4 470 4 367 3 967 3 985

Index 2005=100 174 100 98 89 89

Löhne (EUR/VZÄ) 62 374 59 395 54 290 55 433 55 555

Index 2005=100 105 100 91 93 94

Quelle: Fragebogenantworten der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe

(201) Entsprechend dem Anstieg der Produktions- und Ver­
kaufsmengen war auch bei der Beschäftigung im Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft im Analysezeitraum ein
Wachstum von 178 % festzustellen. Es ist zu beachten,
dass die Biodieselindustrie eine kapitalintensive Industrie
ist, deren Produktionsprozess keinen großen Arbeitskräf­
teeinsatz erfordert.

(202) Die durchschnittlichen Löhne gingen im Analysezeitraum
um 6 % zurück. Dies erklärt sich dadurch, dass die zu­
sätzlichen Arbeitskräfte, die vom Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft im Zuge der Ausweitung der Produktion
gegen Ende des Analysezeitraums eingestellt wurden, we­
niger qualifiziert waren.

(203) Die Produktivität ging von 2005 bis zum UZ um 11 %
zurück.

5.4.7. Höhe der tatsächlichen Subventionsspanne und Erho­
lung von früheren Subventionierungspraktiken

(204) Die vorstehend im betreffenden Abschnitt aufgeführten
Subventionsspannen der ausführenden Hersteller in den

USA liegen deutlich über der Geringfügigkeitsschwelle.
Zudem können die Auswirkungen der tatsächlichen Sub­
ventionsspanne angesichts der Mengen und Preise der
subventionierten Einfuhren nicht als unerheblich betrach­
tet werden.

5.4.8. Hersteller in der Gemeinschaft, die nicht in die Stich­
probe einbezogen wurden

(205) Aus der Analyse von Daten über den Gemeinschafts­
markt ergab sich, dass andere Gemeinschaftshersteller
als die in die Stichprobe einbezogenen und die unter
Randnummer (162) erwähnten Hersteller im Analysezeit­
raum beim Verkauf ihrer eigenen Produktion von Biodie­
sel auf dem Gemeinschaftsmarkt erhebliche Marktanteile
verloren. Der von diesen Herstellern erlittene Verlust von
Marktanteilen wird für den Analysezeitraum auf mehr als
20 Prozentpunkte geschätzt.

(206) Aus den vom Antragsteller vorgelegten Informationen
ging hervor, dass viele dieser Unternehmen ihr Biodiesel­
geschäft entweder eingestellt oder eingeschränkt hatten
und nicht in der Lage waren, in angemessener Weise
an der Untersuchung mitzuarbeiten.
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(207) Darüber hinaus erklärten mehrere Unternehmen, die im
Rahmen des Stichprobenverfahrens Informationen über­
mittelten, sie hätten angesichts der Billigeinfuhren aus
den USA Produktion und Personalbestand verringern
müssen. Ähnlich äußerten sich andere Hersteller, die be­
reit waren für die Aufnahme der Produktion, ihren
Markteintritt jedoch wegen der starken Zunahme der
Niedrigpreiseinfuhren aus den USA, insbesondere im
UZ, verschieben mussten.

(208) Die vorstehenden Angaben in Bezug auf nicht in die
Stichprobe einbezogene Hersteller untermauerten die
Schlussfolgerungen zu der von den Gemeinschaftsherstel­
lern der Stichprobe erlittenen Schädigung.

5.5. Schlussfolgerung zur Schädigung

(209) Vor dem Hintergrund einer wachsenden Nachfrage ergab
die Untersuchung, dass sich die Lage der Gemeinschafts­
hersteller der Stichprobe im Analysezeitraum verbessert
hat, was Volumenindikatoren wie Produktion (+ 150 %),
Produktionskapazität (+ 174 %) und Verkaufsvolumen
(+ 143 %) anbelangt. Die Gemeinschaftshersteller der
Stichprobe steigerten ferner ihren Marktanteil von
25,3 % im Jahr 2005 auf 29,8 % im UZ, also um be­
scheidene 4,5 Prozentpunkte. Auch bei Beschäftigung
und Investitionen kam es in Anbetracht der zunehmen­
den Nachfrage nach Biodiesel auf dem Gemeinschafts­
markt in diesem Zeitraum zu einem Anstieg. Da das
Produktionsvolumen dem Marktwachstum jedoch nicht
folgte, ging die Kapazitätsauslastung im Analysezeitraum
um 9 % und die Produktivität um 11 % zurück.

(210) Die wichtigsten Indikatoren für die finanzielle Lage der
Gemeinschaftshersteller der Stichprobe verschlechterten
sich im Analysezeitraum. Die Rentabilität fiel von rund
18 % in den Jahren 2005 und 2006 auf weniger als 6 %
im UZ. Obwohl sie in der Lage waren, ihre Tätigkeiten
selbst zu finanzieren, insbesondere aufgrund des gestie­
genen Cashflow, verringerte sich die Kapitalrendite (RoI)
im UZ drastisch um 80 %.

(211) Aus der Untersuchung ging ferner hervor, dass die Ge­
meinschaftshersteller der Stichprobe einen starken Kos­
tenanstieg hinnehmen mussten, der sich zwischen 2005
und 2007 auf 36 % und zwischen 2005 und dem UZ auf
42 % belief und auf die gestiegenen Preise der Ausgangs­
stoffe (vor allem Raps und Sojaöl) zurückzuführen war,
auf die nahezu 80 % der Gesamtkosten von Biodiesel
entfallen. Diese Kostenanstiege konnten nicht in vollem
Umfang an die Abnehmer auf dem Gemeinschaftsmarkt
weitergegeben werden.

(212) Aus diesen Gründen kann der Schluss gezogen werden,
dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft insgesamt
eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 8 Ab­
satz 5 der Grundverordnung erlitt.

6. SCHADENSURSACHE

6.1. Einleitung

(213) Gemäß Artikel 8 Absätze 6 und 7 der Grundverordnung
wurde geprüft, ob die subventionierten Einfuhren mit
Ursprung in den USA den Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft in einem solchen Ausmaß schädigten, dass diese
Schädigung als bedeutend bezeichnet werden kann. An­
dere bekannte Faktoren als die subventionierten Einfuh­
ren, die den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft mögli­
cherweise zur gleichen Zeit geschädigt haben könnten,
wurden ebenfalls geprüft, um sicherzustellen, dass eine
etwaige durch diese anderen Faktoren verursachte Schä­
digung nicht den subventionierten Einfuhren zugerechnet
wurde.

6.2. Auswirkungen der subventionierten Einfuhren

(214) Die Untersuchung ergab, dass die Menge der subvention­
ierten Niedrigpreiseinfuhren aus den USA im Analysezeit­
raum beträchtlich, nämlich um das 100-Fache, stieg. Dies
führte zu einem erheblichen Anstieg ihres Marktanteils
um 16,8 Prozentpunkte, von 0,4 % im Jahr 2005 auf
17,2 % im UZ. Wie stark sich der Anstieg der subven­
tionierten Einfuhren aus den USA auf die Gemeinschaft
auswirkte, wird durch die Tatsache deutlich, dass die Zu­
nahme des Marktanteils um 16,8 Prozentpunkte inner­
halb von 15 Monaten erreicht wurde.

(215) Gleichzeitig konnte der Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft im Analysezeitraum trotz der beträchtlichen Zu­
nahme des Verbrauchs auf seinem wichtigsten Absatz­
markt nur rund 4,5 Prozentpunkte an Marktanteil hinzu­
gewinnen. Die Untersuchung zeigte, dass dies ausschließ­
lich auf Kosten anderer Gemeinschaftshersteller geschah,
die ihre Produktion im Analysezeitraum entweder völlig
einstellten oder einschränkten.

(216) Die Durchschnittspreise der subventionierten Einfuhren
erhöhten sich zwischen 2005 und dem UZ um 7 %,
lagen jedoch im selben Zeitraum deutlich unter denen
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft. Somit wurden
die Preise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im UZ
durch die Preise der subventionierten Einfuhren erheblich
unterboten; die durchschnittliche Preisunterbietungs­
spanne lag bei 25 %.
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(217) Aufgrund des durch die Zunahme subventionierter Nied­
rigpreiseinfuhren entstandenen Drucks auf den Gemein­
schaftsmarkt konnte der Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft seine Verkaufspreise nicht an die Marktbedingun­
gen und die gestiegenen Kosten anpassen. So lagen im
UZ die durchschnittlichen Preise des vom Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft für die Herstellung von Biodiesel
verwendeten Ausgangsstoffes um 25 % höher als 2006.
Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft konnte indessen
nur einen Preisanstieg von 4 % an seine Abnehmer wei­
tergeben, während sich seine Gesamtkosten im selben
Zeitraum um 20 % erhöhten. Es ist zu beachten, dass
auch der Preis des von den US-amerikanischen Herstel­
lern in erster Linie verwendeten Ausgangsstoffes, nämlich
Sojaöl, im selben Zeitraum deutlich anstieg. Wie unter
Randnummer (211) dargelegt, schlugen sich diese Kos­
tenanstiege jedoch nicht in den Preisen der subvention­
ierten Einfuhren nieder.

(218) Um den ursächlichen Zusammenhang zwischen der Zu­
nahme subventionierter Niedrigpreiseinfuhren aus den
USA und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft besser zu verdeutlichen, wurde die Lage
auf dem Gemeinschaftsmarkt im Zeitraum von 2005
bis 2006, als es noch keine subventionierten Einfuhren
gab, mit der Lage auf dem Markt zwischen 2006 und
dem UZ, die durch die Zunahme subventionierter Nied­
rigpreiseinfuhren gekennzeichnet war, verglichen.

(219) Im Zeitraum von 2005 bis 2006, als noch keine subven­
tionierten Einfuhren auf den Gemeinschaftsmarkt gelang­

ten, erhöhte sich der Verbrauch um rund 1,8 Millionen
Tonnen. Alle Hersteller in der Gemeinschaft konnten ihre
Geschäftspläne mit der Perspektive eines schnell wach­
senden, gesunden Marktes aufstellen. In diesem Zeitraum
stiegen die Preise um 19 %, und der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft erwirtschaftete stattliche Gewinne von
18,3 %. 2007 und im UZ änderte sich die Lage drama­
tisch. Subventionierte Niedrigpreiseinfuhren aus den USA
begannen auf den Markt zu drängen. Zwar expandierte
der Markt weiter um 1,6 Millionen Tonnen, der Großteil
dieses Marktwachstums (mehr als 1 Million Tonnen)
wurde indessen von den subventionierten Einfuhren aus
den USA absorbiert. Der Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft gewann nur einen geringen Marktanteil hinzu,
seine wichtigsten Kosten bei der Herstellung von Biodie­
sel erhöhten sich beträchtlich, nämlich um rund 25 %,
während seine durchschnittlichen Verkaufspreise im sel­
ben Zeitraum nur um rund 4 % stiegen. Dementspre­
chend verschlechterte sich seine wirtschaftliche und fi­
nanzielle Gesamtlage im UZ, und seine Gewinne sackten
unter 6 % des Umsatzes.

(220) Aus den dargelegten Gründen wird vorläufig der Schluss
gezogen, dass die subventionierten Niedrigpreiseinfuhren
aus den USA, die die Preise des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft im UZ erheblich unterboten und die
auch mengenmäßig beträchtlich zunahmen, entscheidend
zur bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft beitrugen, die sich insbesondere in der Ver­
schlechterung seiner Finanzlage im UZ widerspiegelt.

6.3. Auswirkungen anderer Faktoren

6.3.1. Einfuhren aus anderen Drittländern

Tabelle 9

Andere Drittländer 2004 2005 2006 2007 UZ

Gesamteinfuhren
(Tonnen)

0 30 000 55 000 144 596 147 812

Index 0 100 183 482 493

Marktanteil 0 % 0,9 % 1,1 % 2,2 % 2,2 %

Index 2005=100 0 100 122 244 244

Quelle: Informationen des Antragstellers.

(221) Die Einfuhrmengen aus Drittländern konnten in der Un­
tersuchung aus den unter Randnummer (171) dargeleg­
ten Gründen nicht genau ermittelt werden. Daher liegen
den Daten der vorstehenden Tabelle vom Antragsteller
vorgelegte Schätzwerte zugrunde.

(222) Die Einfuhren aus von dieser Untersuchung nicht betrof­
fenen Drittländern erhöhten sich von rund 30 000 Ton­

nen im Jahr 2005 auf 147 812 Tonnen im UZ. Die Folge
war ein geringfügiger Zuwachs des Marktanteils um 1,3
Prozentpunkte während des betreffenden Zeitraums. Da­
her wurde vorläufig der Schluss gezogen, dass die Ein­
fuhren aus anderen Drittländern nur unerheblich zur
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft bei­
getragen haben können.
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6.3.2. Nachfrageentwicklung

(223) In Anbetracht des beträchtlichen Nachfrageanstiegs im
Bezugszeitraum und im Analysezeitraum kann die bedeu­
tende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemein­
schaft im UZ nicht dem unerheblichen Rückgang der
Nachfrage (-0,5 %) zugeschrieben werden, der zwischen
2007 und dem UZ auf dem Gemeinschaftsmarkt festzu­
stellen war.

6.3.3. Politische Entscheidungen

(224) Eine interessierte Partei brachte vor, die Wiedereinfüh­
rung von Energiesteuern auf Biodiesel in Deutschland (19)
habe die wirtschaftliche Lage der diesen Mitgliedstaat be­
liefernden Gemeinschaftshersteller negativ beeinflusst.

(225) Die Untersuchung ergab, dass reine Biokraftstoffe in
Deutschland seit 1999 von Steuervergünstigungen profi­
tierten, die zum 1. August 2006 eingeschränkt wurden.
Zum 1. Januar 2007 wurde jedoch ein Gesetz eingeführt,
demzufolge konventionellem Kraftstoff Biokraftstoff bei­
gemischt werden muss (20) und in dem die Biodieselquote
auf 4,4 %, bezogen auf den Energiegehalt der Gesamt­
menge des auf dem deutschen Markt in Verkehr gebrach­
ten Otto- und Dieselkraftstoffs für den Verkehrssektor,
festgelegt wurde. Bei Nichterfüllung dieser Quote ist je
Liter Biodiesel-Fehlmenge eine Strafzahlung von 0,60
EUR zu leisten. Diese Verpflichtung zur Beimischung
von Biokraftstoff scheint die angeblichen Umsatzverluste
weitgehend kompensiert und den Abbau der Steuerver­
günstigungen ausgeglichen zu haben. Tatsächlich zeigte
sich, dass die Verkaufsvolumen der Gemeinschaftsherstel­
ler der Stichprobe, die den deutschen Markt belieferten,
zwischen 2006 und dem UZ um 68 % stiegen.

(226) Daher wird der Schluss gezogen, dass Entscheidungen der
Behörden in der Gemeinschaft den ursächlichen Zusam­
menhang zwischen den subventionierten Einfuhren und
der bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft nicht widerlegen können.

6.3.4. Freie Produktionskapazitäten der Gemeinschaftshersteller

(227) Eine interessierte Partei machte geltend, viele Unterneh­
men in der Gemeinschaft hätten sich, angespornt durch
politische Maßnahmen zur Förderung der Biodieselher­
stellung, zu Investitionen in den Ausbau bestehender
Produktionskapazitäten und in neue Anlagen entschlos­
sen. Dieser Partei zufolge belief sich die Produktionskapa­
zität für Biodiesel in der Gemeinschaft im UZ auf 11,5
Millionen Tonnen. Da die Entwicklung des Verbrauchs
nicht den Erwartungen entsprochen habe, sei ein be­
trächtlicher Teil der Produktionskapazitäten ungenutzt
geblieben und wäre auch ohne die Einfuhren aus den
USA nicht genutzt worden. Infolgedessen hätten die re­

lativen Fixkosten negative Auswirkungen sowohl auf die
Rentabilität als auch auf die Kapitalrendite und den Cash­
flow der Gemeinschaftshersteller gehabt.

(228) Hierzu ist anzumerken, dass sich die Untersuchung auf
die Lage der Gemeinschaftshersteller konzentrierte. Auch
wenn es zutrifft, dass die Produktionskapazität des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft vergleichsweise stärker
zunahm (+ 189 %) als die Nachfrage (+ 106 %), sollte
dennoch darauf hingewiesen werden, dass die wichtigsten
kostentreibenden Faktoren bei der Biodieselherstellung
die variablen Kosten sind. So entfallen, wie unter Rand­
nummer (211) angemerkt, bei der Herstellung von Bio­
diesel 80 % der Gesamtkosten auf den Rohstoff. Die wei­
tere Prüfung dieses Vorbringens ergab, dass sich der An­
teil der Fixkosten bei Herstellung und Verkauf von Bio­
diesel nur auf 6 % der Gesamtkosten belief. Mithin kön­
nen die angeblichen Auswirkungen gestiegener Fixkosten
infolge nicht genutzter Kapazitäten die erhebliche Ver­
schlechterung der finanziellen Lage des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft im UZ nicht erklären.

(229) Darüber hinaus ist zu beachten, dass, wie in Tabelle 4
dargestellt, die Kapazitätsauslastung der Gemeinschafts­
hersteller der Stichprobe im UZ 80 % betrug. Somit
war die angebliche Überkapazität in der Gemeinschaft
im Falle der Gemeinschaftshersteller der Stichprobe nicht
feststellbar.

(230) Auf der vorstehenden Grundlage wird der Schluss gezo­
gen, dass etwaige negative Auswirkungen der freien Pro­
duktionskapazitäten auf den Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft den ursächlichen Zusammenhang zwischen
den subventionierten Einfuhren und der vom Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft erlittenen Schädigung
nicht widerlegen können.

6.3.5. Gestiegene Nachfrage nach Ausgangsstoffen und stei­
gende Preise

(231) Eine interessierte Partei machte geltend, die gestiegene
Nachfrage nach Raps und Rapsöl habe zu hohen Roh­
stoffpreisen in der Gemeinschaft geführt. Die Tatsache,
dass die Gemeinschaftshersteller Rapsöl als Hauptrohstoff
einsetzten, erkläre, warum sie unter Umständen stärker
belastet worden seien als andere Hersteller, die andere
pflanzliche Öle wie etwa Sojaöl oder Palmöl für die Her­
stellung von Biodiesel verwendeten.

(232) Hierzu ist zunächst anzumerken, dass der Untersuchung
zufolge die Gemeinschaftshersteller der Stichprobe bei
der Herstellung von Biodiesel nicht ausschließlich Rapsöl
einsetzten, sondern auch auf andere pflanzliche Öle (So­
jaöl, Palmöl, Sonnenblumenöl) sowie gelegentlich auf
tierische Fette zurückgriffen.
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(233) Darüber hinaus wird unter Randnummer (211) festge­
stellt, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im
Analysezeitraum einen erheblichen Anstieg der Kosten
seiner Rohstoffe (Ausgangsstoffe) hinnehmen musste. Al­
lerdings ist diese Entwicklung vor dem Hintergrund eines
allgemeinen Anstiegs der Weltmarktpreise für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse zu sehen, und dabei ist zu berück­
sichtigen, dass der Preisanstieg bei Sojaöl (dem wichtigs­
ten Ausgangsstoff für die Hersteller in dem betroffenen
Land) im selben Zeitraum stärker ausfiel. Dementspre­
chend waren alle Arten von Biodiesel vom Anstieg der
Preise der Ausgangsstoffe betroffen.

(234) Auf einem Markt mit fairen Wettbewerbsbedingungen
sollte erwartet werden können, dass die Hersteller in
der Lage sind, die Kostenanstiege aufzufangen und an
den Markt weiterzugeben. Wie die Untersuchung jedoch
zeigte, war es dem durch die Zunahme subventionierter
Niedrigpreiseinfuhren entstandenen Druck auf den Ge­
meinschaftsmarkt zuzuschreiben, dass die Gemeinschafts­
hersteller ihre Verkaufspreise nicht an die Marktbedin­
gungen und die gestiegenen Kosten anpassen konnten.
Wie bereits erwähnt, verzeichnete auch der wichtigste
Ausgangsstoff der US-Hersteller, nämlich Sojaöl, im Ana­
lysezeitraum einen deutlichen Preisanstieg. Diese Kosten­
anstiege in den USA schlugen sich allerdings nicht auf die
Preise der subventionierten Einfuhren auf den Gemein­
schaftsmarkt nieder.

(235) Vor diesem Hintergrund kann der Anstieg der Rohstoff­
kosten den ursächlichen Zusammenhang zwischen den
subventionierten Einfuhren und der Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft nicht widerlegen.

6.3.6. Preisentwicklung bei Mineralöldiesel

(236) Eine interessierte Partei machte geltend, aufgrund einer
starken Korrelation zwischen den Preisen von Mineralöl­
diesel und von Biodiesel habe der Anstieg der Biodiesel­
preise, der insbesondere in Deutschland stärker ausgefal­
len sei als der der Mineralöldieselpreise, einen Rückgang
der Verkäufe für die den deutschen Markt beliefernden
Hersteller verursacht.

(237) Hierzu sei zunächst angemerkt, dass die betreffende Par­
tei keinerlei Informationen vorlegte, die ihr Vorbringen
gestützt hätten. Außerdem ergab die Untersuchung, dass
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft entgegen der Be­
hauptung dieser Partei seine Verkäufe und seinen Markt­
anteil im Analysezeitraum erhöhen konnte. Da die Roh­
ölpreise von Weltmarktnotierungen bestimmt werden,
hätten sie sich darüber hinaus auf Verkäufe der betroffe­
nen Ware in gleicher Weise auswirken müssen wie auf
Verkäufe von in der Gemeinschaft hergestelltem Biodie­
sel.

(238) Aus den vorstehenden Gründen musste das Vorbringen
zurückgewiesen werden.

6.3.7. Bedeutung des Standortes der Biodieselanlagen in der
Gemeinschaft

(239) Eine interessierte Partei brachte vor, der Standort der
Biodieselhersteller spiele eine wichtige Rolle für die Wett­
bewerbsfähigkeit, und veranschaulichte am Beispiel
Deutschlands, dass für Biodieselhersteller mit Standorten
im Landesinneren hohe Transportkosten anfielen, da alle
großen Abnehmer, insbesondere Raffinerien und ihre
Mischanlagen, an der Küste angesiedelt seien.

(240) Die Untersuchung zeigte, dass nur eine kleine Zahl von
Herstellern des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
Standorte im Landesinneren hatte. Zudem stellte sich
heraus, dass es in der Nähe einiger dieser Hersteller
auch Raffinerien gab, deren Standort ebenfalls im Binnen­
land lag. Im Falle anderer Hersteller ergab die Untersu­
chung, dass etwaige Nachteile für Biodieselhersteller mit
Standort im Landesinneren aufgrund der räumlichen Ent­
fernung von ihren Abnehmern (Hersteller von Kraftstoff­
mischungen, Raffinerien) durch die Nähe zu Ölmühlen
und/oder Lieferanten der Ausgangsstoffe ausgeglichen
wurden.

(241) Aus diesen Gründen wurde das Vorbringen, dass der
Standort von Anlagen im Landesinneren dem Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft eine bedeutende Schädi­
gung zufüge, zurückgewiesen.

6.3.8. Mit den US-Ausführern verbundene Hersteller

(242) Es sei darauf hingewiesen, dass die Auswirkungen der
Einfuhren aus den USA, die von den drei unter Rand­
nummer (162) genannten Unternehmen getätigt wurden,
bei der unter den Randnummern (214) bis (220) be­
schriebenen Analyse der Auswirkungen subventionierter
Einfuhren aus den USA berücksichtigt wurden. Was ihre
Verkäufe von Biodiesel aus eigener Produktion anbelangt,
so ergab die Untersuchung keinen Hinweis auf eine an­
dere Preisgestaltung oder –strategie als die der Gemein­
schaftshersteller der Stichprobe, insbesondere während
des UZ.

6.4. Schlussfolgerung zur Schadensursache

(243) Die vorstehende Analyse zeigt, dass Menge und Marktan­
teil der subventionierten Niedrigpreiseinfuhren mit Ur­
sprung in den USA zwischen 2005 und dem UZ erheb­
lich zunahmen. Gleichzeitig wurde festgestellt, dass die
Preise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im UZ
durch diese Einfuhren erheblich unterboten wurden.
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(244) Die Ergebnisse der für den Zeitraum 2005 und 2006
durchgeführten Untersuchungen und Analysen im Ver­
gleich zu denjenigen für den Zeitraum von 2007 bis
zum UZ zeigten, dass die Zunahme der Niedrigpreisein­
fuhren aus den USA zeitlich eindeutig mit der erhebli­
chen Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft, die vor allem im
UZ zu beobachten war, zusammenfiel.

(245) Aufgrund der vorstehenden Analyse, bei der die Auswir­
kungen aller bekannten Faktoren auf die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft ordnungsgemäß von den
schädigenden Auswirkungen der subventionierten Einfuh­
ren abgegrenzt wurden, wurde vorläufig der Schluss ge­
zogen, dass die subventionierten Einfuhren aus den USA
dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eine bedeutende
Schädigung im Sinne des Artikels 8 Absatz 6 der Grund­
verordnung verursachten.

7. GEMEINSCHAFTSINTERESSE

7.1. Vorbemerkung

(246) Gemäß Artikel 31 der Grundverordnung prüfte die Kom­
mission, ob trotz der Schlussfolgerung zur schädigenden
Subventionierung zwingende Gründe dafür sprachen,
dass die Einführung von Maßnahmen in diesem Fall
dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderlaufen würde.
Dabei wurden alle auf dem Spiel stehenden Interessen
berücksichtigt, einschließlich der Interessen des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft, der Einführer, der Roh­
stofflieferanten und der Verwender der betroffenen Ware.

7.2. Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemein­
schaft

7.2.1. Auswirkungen der Einführung von Maßnahmen bzw.
des Verzichts auf Maßnahmen auf den Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft

(247) Wie bereits ausgeführt, erlitt der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft eine bedeutende Schädigung, die durch
die subventionierten Einfuhren mit Ursprung in den
USA verursacht wurde. Bei einem Verzicht auf Maßnah­
men würde die negative Entwicklung der Finanzlage des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft höchstwahrschein­
lich anhalten. Die Lage des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft war zwischen 2005 und dem UZ insbe­
sondere durch einen Rückgang der Rentabilität um 12,6
Prozentpunkte aufgrund unzureichender Preisanstiege ge­
kennzeichnet. In Anbetracht der rückläufigen Rentabili­
tätsentwicklung würde sich die finanzielle Lage des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft aller Voraussicht nach
weiter verschlechtern, sollten keine Maßnahmen ergriffen
werden. Dies würde letztlich zu Einschnitten bei der Pro­
duktion und weiteren Stilllegungen von Produktionsan­
lagen führen, so dass Arbeitsplätze und Investitionen in
der Gemeinschaft bedroht wären.

(248) Es wird die Auffassung vertreten, dass durch die Einfüh­
rung von Maßnahmen auf dem Markt wieder faire Wett­

bewerbsbedingungen hergestellt würden. Zu beachten ist,
dass die rückläufige Entwicklung der Rentabilität des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft daraus resultiert,
dass er nur schwer mit den subventionierten Niedrigprei­
seinfuhren mit Ursprung in den USA konkurrieren kann.
Die Einführung von Antisubventionsmaßnahmen dürfte
den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft in die Lage ver­
setzen, seine Rentabilität auf dem Niveau zu halten, das
für diesen kapitalintensiven Wirtschaftszweig für erfor­
derlich erachtet wird.

(249) Es ist mithin zu erwarten, dass die Einführung von Maß­
nahmen dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft die
Möglichkeit eröffnen würde, sich von der in der Unter­
suchung festgestellten schädigenden Subventionierung zu
erholen.

7.3. Interesse der unabhängigen Einführer/Händler in
der Gemeinschaft

(250) Rund 25 unabhängige Einführer/Händler in der Gemein­
schaft wurden bei der Einleitung des Verfahrens kontak­
tiert. Keine dieser Parteien arbeitete jedoch an der Unter­
suchung mit.

(251) Unter diesen Umständen war es vorläufig nicht möglich,
etwaige Auswirkungen der Maßnahmen auf die Einführer
genau zu beurteilen.

7.4. Interesse der Verwender

(252) Alle bekannten Verwenderunternehmen, die mit Herstel­
lung und Vertrieb von Mineralöldiesel sowie mit der ob­
ligatorischen Beimischung von Biodiesel zu Mineralöldie­
sel befasst sind, wurden kontaktiert und erhielten bei der
Einleitung des Verfahrens Fragebogen zugesandt.

(253) Nur ein einziges Verwenderunternehmen arbeitete an der
Untersuchung mit. Dieser Verwender übermittelte eine
Antwort auf den Fragebogen, in der er erklärte, er befür­
worte die Beendigung des Zustroms billiger Einfuhren
aus den USA, da sie zu Wettbewerbsverzerrungen in
der Gemeinschaft führten und so die Dieselhersteller
und –händler schädigten, da einige Wettbewerber, die
nicht davor zurückschreckten, diese Niedrigpreisware zu
kaufen, einen unfairen Wettbewerbsvorteil gegenüber
denjenigen hätten, die die Ware nicht kauften. Er machte
ferner geltend, wenn Maßnahmen ergriffen würden,
könnten Anlagen zur Esterproduktion (insbesondere in
Deutschland) ihren Betrieb wieder aufnehmen bzw. Vor­
haben zur Errichtung neuer Veresterungsanlagen in der
Gemeinschaft weitergeführt werden. Da europäischer Es­
ter traditionell aus Raps hergestellt werde (einem Roh­
stoff von besserer Qualität als das für die Herstellung von
B99 verwendete Palmöl oder Sojaöl), würde eine größere
Zahl europäischer Hersteller zu mehr Produkten von bes­
serer Qualität führen, was einen Rückgang der Preise für
Ester zu Folge hätte, der letztlich dem Verbraucher zu­
gute käme.
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(254) Ein Verwenderverband, der die Interessen von Spediteu­
ren in einem Mitgliedstaat vertrat, äußerte die Auffassung,
die Einführung von Maßnahmen werde sich nachteilig
auf die Tätigkeit seiner Mitglieder auswirken. Er machte
geltend, auf Diesel entfielen 20 bis 25 % der Kosten im
Verkehrssektor, und angesichts der geringen Rentabilität
des Sektors (0-5 %) sei der Dieselpreis für das Überleben
Tausender von Unternehmen von entscheidender Bedeu­
tung. Diese Vorbringen konnten indessen nicht überprüft
werden, da keine Antworten von den einzelnen Mitglie­
dern des betreffenden Verbands auf den Verwenderfrage­
bogen eingingen.

(255) Aus diesen Gründen wurde vorläufig der Schluss gezo­
gen, dass angesichts der vorgelegten Informationen da­
von auszugehen ist, dass Ausgleichsmaßnahmen unein­
heitliche Auswirkungen hätten und keine klare Schluss­
folgerung darüber möglich ist, ob zwingende Gründe
dafür sprechen, in diesem Fall im Interesse der Verwender
auf Maßnahmen zu verzichten.

7.5. Interesse der Rohstofflieferanten

(256) Sechs Lieferanten beantworteten den Fragebogen. Vier
von ihnen sprachen sich für die Einführung von Anti­
subventionsmaßnahmen aus, da bei einem Verzicht auf
Antisubventionsmaßnahmen das langfristige Überleben
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gefährdet wäre.
In diesem Fall wären die Auswirkungen auf ihre Lage
eindeutig negativ.

(257) Zwei weitere Lieferanten, die mit ausführenden Herstel­
lern von Biodiesel in den USA verbunden waren, vertra­
ten die Auffassung, etwaige Maßnahmen würden keine
größeren Auswirkungen haben, da sie zu einer Verlage­
rung der Handelsströme (Umstellung auf Einfuhren aus
nicht unter die Maßnahmen fallenden Ländern) führen
würden.

(258) Aus den dargelegten Gründen konnte der Schluss gezo­
gen werden, dass sich die Einführung von Maßnahmen
insgesamt positiv auf die Lage der Rohstofflieferanten
auswirken würde.

7.6. Wettbewerbs- und handelsverzerrende Auswir­
kungen

(259) Eine interessierte Partei machte geltend, dieses Verfahren
stehe im Widerspruch zu internationalen und gemein­
schaftlichen politischen Entscheidungen zur Förderung
der Produktion und des Verkaufs von Biokraftstoffen,
die aus Gründen des Umweltschutzes und zur Verringe­
rung der Abhängigkeit von mineralischen Brennstoffen
ergangen seien.

(260) In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass laut Ar­
tikel 31 der Grundverordnung der Notwendigkeit, die
handelsverzerrenden Auswirkungen der die Schädigung
verursachenden Subventionen zu beseitigen und einen
fairen Wettbewerb wiederherzustellen, besonders Rech­
nung getragen werden muss. Daher können allgemeine
Erwägungen zum Umweltschutz und zur Versorgung mit

Mineralöldiesel bei der Analyse nicht berücksichtigt wer­
den und gleichzeitig auch keine unfairen Handelsprakti­
ken rechtfertigen.

(261) Die betroffenen ausführenden Hersteller in den USA wür­
den angesichts ihrer starken Marktposition voraussicht­
lich auch nach der Einführung von Antisubventionsmaß­
nahmen ihre Ware weiterhin auf dem Gemeinschafts­
markt verkaufen, wenn auch zu nicht subventionierten
Preisen. Außerdem dürfte auch weiterhin eine ausrei­
chende Zahl größerer Wettbewerber auf dem Gemein­
schaftsmarkt präsent sein, nämlich die Gemeinschaftsher­
steller, die ihre Produktion vorübergehend eingestellt ha­
ben, und andere, die ihre Produktionstätigkeit aufgrund
der subventionierten Einfuhren nicht aufnehmen konn­
ten. Es sei darauf hingewiesen, dass zu Beginn des Ana­
lysezeitraums auf Verkäufe von nicht in dieser Untersu­
chung vertretenen Gemeinschaftsherstellern mindestens
30 % des Gemeinschaftsmarktes entfielen und dass dieser
Anteil infolge der subventionierten Einfuhren aus den
USA drastisch zurückging. Daher dürften die Verwender
auch weiterhin zwischen verschiedenen Biodiesel-Anbie­
tern wählen können. Würden hingegen keine Maßnah­
men eingeführt, so stünde die Zukunft des Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft auf dem Spiel. Sein Verschwin­
den würde den Wettbewerb auf dem Gemeinschaftsmarkt
drastisch verringern.

7.7. Schlussfolgerung zum Gemeinschaftsinteresse

(262) Die Einführung von Maßnahmen gegenüber den Einfuh­
ren von Biodiesel mit Ursprung in den USA läge ein­
deutig im Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemein­
schaft. Auf diese Weise könnte der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft wachsen und sich von der durch die
subventionierten Einfuhren verursachten Schädigung er­
holen. Würde hingegen auf Maßnahmen verzichtet, so
würde sich die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft wahrscheinlich weiter verschlechtern,
und mehr Wirtschaftsbeteiligte würden ihre Tätigkeit ein­
stellen. Im Übrigen konnten zwar im Hinblick auf Ver­
wender und Einführer keine eindeutigen Schlussfolgerun­
gen gezogen werden, es ist jedoch zu erwarten, dass die
Einführung von Maßnahmen auch im Interesse der Roh­
stofflieferanten liegen würde.

(263) Aus den dargelegten Gründen wurde vorläufig der
Schluss gezogen, dass im vorliegenden Fall keine zwin­
genden Gründe des Gemeinschaftsinteresses gegen die
Einführung von Ausgleichszöllen sprechen.

8. VORGESCHLAGENE VORLÄUFIGE
ANTISUBVENTIONSMASSNAHMEN

8.1. Schadensbeseitigungsschwelle

(264) Angesichts der Schlussfolgerungen zu Subventionierung,
Schädigung, Schadensursache und Gemeinschaftsinteresse
sollten vorläufige Antisubventionsmaßnahmen eingeführt
werden, um eine weitere Schädigung des Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft durch die subventionierten Ein­
fuhren zu verhindern.
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(265) Die Ausgleichszölle sollten auf einem Niveau festgesetzt
werden, das zur Beseitigung der durch die subvention­
ierten Einfuhren verursachten Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft ausreicht, ohne dass die
ermittelten Subventionsspannen überschritten werden.
Bei der Ermittlung des Zollsatzes, der zur Beseitigung
der Auswirkungen der schädigenden Subventionierung
erforderlich ist, wurde davon ausgegangen, dass etwaige
Maßnahmen es dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
ermöglichen sollten, einen Gewinn vor Steuern zu erwirt­
schaften, wie er unter normalen Wettbewerbsbedingun­
gen, d. h. ohne subventionierte Einfuhren, realistisch be­
trachtet erzielt werden könnte.

(266) Für diesen Zweck kann eine Gewinnspanne von 15 % des
Umsatzes als angemessener Wert betrachtet werden, den
der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ohne schädigende
Subventionierung hätte erwarten können, wenn man die
Leistungen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im
ersten Teil des Bezugszeitraums (2004, 2005 und
2006) zugrunde legt, und der als ausreichend angesehen
wird, um die Anlageinvestitionen dieses jungen Wirt­
schaftszweigs langfristig zu sichern.

(267) Die notwendige Preiserhöhung wurde anschließend auf
der Grundlage eines Vergleichs des bei der Untersuchung
der Preisunterbietung bestimmten gewogenen durch­
schnittlichen Einfuhrpreises mit dem nicht schädigenden
Preis der vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft auf
dem Gemeinschaftsmarkt verkauften gleichartigen Ware
ermittelt. Der nicht schädigende Preis wurde durch eine
Berichtigung der Verkaufspreise der Gemeinschaftsherstel­
ler der Stichprobe um die tatsächlichen Gewinne/Verluste
im UZ zuzüglich der vorgenannten Gewinnspanne ermit­
telt. Die sich aus diesem Vergleich ergebende Differenz
wurde dann als Prozentsatz des cif-Gesamtwertes der Ein­
fuhren ausgedrückt.

(268) Das unter Randnummer (9) erwähnte Unternehmen, dem
eine individuelle Untersuchung gewährt wurde, legte
keine schlüssigen Informationen über seine Ausfuhrver­
käufe in die Gemeinschaft und die Weiterverkäufe der
mit ihm verbundenen Einführer in der Gemeinschaft
vor. Das Unternehmen wurde aufgefordert, bestimmte
Informationen zu übermitteln, um die Unzulänglichkei­
ten in seinen Fragebogenantworten zu beheben. Die
Kommission unterrichtete das Unternehmen ferner darü­
ber, dass gemäß Artikel 28 der Grundverordnung bei
Nichtvorlage der angeforderten Informationen die unzu­
länglichen Informationen in seiner Fragebogenantwort
unberücksichtigt bleiben können, da sie zuverlässige Fest­
stellungen für dieses Unternehmen über Gebühr er­
schwerten.

(269) Das Unternehmen wurde über die Folgen seiner unvoll­
ständigen Mitarbeit informiert und erhielt Gelegenheit
zur Stellungnahme. In der hierfür festgesetzten Frist
ging jedoch keine Antwort ein.

(270) Daher wurde die Schadensbeseitigungsschwelle für dieses
Unternehmen vorläufig auf dem Niveau der höchsten für
ein Stichprobenunternehmen festgestellten Schadens­
spanne festgelegt.

8.2. Vorläufige Maßnahmen

(271) Aus den dargelegten Gründen wird die Auffassung ver­
treten, dass gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Grundver­
ordnung vorläufige Ausgleichszölle in Höhe der festge­
stellten Subventionsspanne eingeführt werden sollten,
wobei diese gemäß der sogenannten Regel des niedrige­
ren Zolls jedoch nicht höher sein sollten als die berech­
nete Schadensspanne.

(272) Auf dieser Grundlage wurden die Ausgleichszollsätze durch einen Vergleich der Schadensbeseitigungs­
spannen und der Subventionsspannen festgesetzt. Dementsprechend werden folgende Ausgleichszölle
vorgeschlagen:

Unternehmen Schadensspanne Subventionsspanne Ausgleichzollsatz

Archer Daniels Midland Company 54,6 % 35,1 % 35,1 %

Cargill Inc. 58,9 % 34,5 % 34,5 %

Green Earth Fuels of Houston LLC 39,8 % 39,0 % 39,0 %

Imperium Renewables Inc. 41,6 % 29,1 % 29,1 %

Peter Cremer North America LP 69,9 % 41,0 % 41,0 %

Vinmar Overseas Limited 69,9 % 41,1 % 41,1 %

World Energy Alternatives LLC 41,7 % 37,6 % 37,6 %

Kooperierende, nicht in die Stich­
probe einbezogene Unternehmen

51,4 % 36,0 % 36,0 %

DEL 67/80 Amtsblatt der Europäischen Union 12.3.2009



(273) Da der Ausgleichszoll auf Mischungen mit mehr als 20 GHT Biodiesel anteilmäßig auf den jeweiligen
Biodieselgehalt erhoben wird, wird es für die wirksame Umsetzung der Maßnahmen durch die Zoll­
behörden der Mitgliedstaaten als angemessen erachtet, die Zölle als Festbeträge auf der Grundlage des
Biodieselgehalts festzusetzen.

(274) Die in dieser Verordnung angegebenen unternehmensspezifischen Ausgleichszölle wurden auf der
Grundlage der Feststellungen dieser Untersuchung festgesetzt. Sie spiegeln somit die Lage dieser
Unternehmen während der Untersuchung wider. Im Gegensatz zu den landesweiten Zollsätzen für
„alle übrigen Unternehmen“ gelten diese Zollsätze daher ausschließlich für die Einfuhren der Waren,
die ihren Ursprung in dem betroffenen Land haben und von den namentlich genannten juristischen
Personen hergestellt wurden. Eingeführte Waren, die von anderen, nicht mit Namen und Anschrift im
verfügenden Teil dieser Verordnung genannten Unternehmen (einschließlich der mit den ausdrücklich
genannten Unternehmen verbundenen Unternehmen) hergestellt werden, unterliegen nicht diesen
unternehmensspezifischen Zollsätzen, sondern dem für „alle übrigen Unternehmen“ geltenden Zoll­
satz.

9. UNTERRICHTUNG

(275) Die oben ausgeführten vorläufigen Feststellungen werden allen interessierten Parteien mitgeteilt, und
die Parteien können schriftlich dazu Stellung nehmen und eine Anhörung beantragen. Ihre Stellung­
nahmen werden analysiert und, soweit angezeigt, berücksichtigt, bevor eine endgültige Entscheidung
getroffen wird. Die vorläufigen Feststellungen müssen unter Umständen im Hinblick auf die end­
gültigen Feststellungen überprüft werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

1. Es wird ein vorläufiger Ausgleichszoll eingeführt auf die Einfuhren von durch Synthese und/oder
Hydrotreating gewonnenen Fettsäuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasölen nichtfossilen Ur­
sprungs, gemeinhin als „Biodiesel“ bezeichnet, in Reinform oder als Mischung mit einem Gehalt an durch
Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsäuremonoalkylestern und/oder paraffinischen Gasölen
nichtfossilen Ursprungs von mehr als 20 GHT, mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika, die
unter den KN-Codes ex 1516 20 98 (TARIC-Code 1516 20 98 20), ex 1518 00 91 (TARIC-Code
1518 00 91 20), ex 1518 00 99 (TARIC-Code 1518 00 99 20), ex 2710 19 41 (TARIC-Code
2710 19 41 20), 3824 90 91, ex 3824 90 97 (TARIC-Code 3824 90 97 87) eingereiht werden.

2. Für die in Absatz 1 beschriebenen und von den nachstehend aufgeführten Unternehmen hergestellten
Waren gelten folgende vorläufige Ausgleichszollsätze:

Unternehmen Ausgleichzollsatz
EUR/Tonne Nettogewicht TARIC-Zusatzcode

Archer Daniels Midland Company, Decatur 237,0 A933

Cargill Inc., Wayzata 213,8 A934

Green Earth Fuels of Houston LLC, Houston 213,4 A935

Imperium Renewables Inc., Seattle 216,8 A936

Peter Cremer North America LP, Cincinnati 211,2 A937

Vinmar Overseas Limited, Houston 211,2 A938

World Energy Alternatives LLC, Boston 211,2 A939

Im Anhang aufgeführte Unternehmen 219,4 siehe Anhang

Alle übrigen Unternehmen 237,0 A999
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Auf Mischungen wird der Ausgleichszoll anteilmäßig erhoben, entsprechend dem Gewicht des Gesamtge­
halts an durch Synthese und/oder Hydrotreating gewonnenen Fettsäuremonoalkylestern und paraffinischen
Gasölen nichtfossilen Ursprungs (Biodieselgehalt).

3. Die Überführung der in Absatz 1 genannten Ware in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemein­
schaft ist von der Leistung einer Sicherheit in Höhe des vorläufigen Zolls abhängig.

4. Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollvorschriften Anwendung.

Artikel 2

1. Unbeschadet des Artikels 30 der Verordnung (EG) Nr. 2026/97 können interessierte Parteien innerhalb
von 16 Tagen nach Inkrafttreten dieser Verordnung eine Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen und
Erwägungen beantragen, auf deren Grundlage diese Verordnung erlassen wurde, ihren Standpunkt schriftlich
darlegen und eine Anhörung durch die Kommission beantragen.

2. Nach Artikel 31 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 2026/97 können die betroffenen Parteien inner­
halb eines Monats nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung Anmerkungen zu deren Anwendung
vorbringen.

Artikel 3

Artikel 1 gilt für einen Zeitraum von vier Monaten.

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat.

Brüssel, den 11. März 2009

Für die Kommission
Catherine ASHTON

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Nicht in die Stichprobe einbezogene kooperierende ausführende Hersteller in den USA

Name des Unternehmens Stadt TARIC-Zusatzcode

AC & S Inc. Nitro A941

Alabama Clean Fuels Coalition Inc. Birmingham A940

Amereco Phoenix A941

BioPur Inc. Bethlehem A941

Central Iowa Energy LLC Newton A940

Chesapeake Custom Chemical Corp. Ridgeway A940

Delta BioFuels Inc. Natchez A940

East Fork Biodiesel LLC Algona A940

Ecogy Biofuels LLC Tulsa A940

ED&F Man Biofuels Inc. New Orleans A940

Freedom Biofuels Inc. Madison A940

Freedom Fuels LLC Mason City A941

Fuel Bio Elizabeth A940

FUMPA Bio Fuels Redwood Falls A940

Galveston Bay Biodiesel LP (BioSelect Fuels) Houston A940

GeoGreen Fuels LLC Houston A940

Griffin Industries Inc. Cold Spring A940

Huish Detergents Inc. Salt Lake City A940

Incobrasa Industries Ltd. Gilman A940

Independence Renewable Energy Corp. Perdue Hill A940

Innovation Fuels Inc. Newark A940

Integrity Biofuels Morristown A941

Iowa Renewable Energy LLC Washington A940

Johann Haltermann Ltd. Houston A940

Lake Erie Biofuels LLC Erie A940

Louis Dreyfus Agricultural Industries LLC Wilton A940

Middletown Biofuels LLC Blairsville A940

Musket Corporation Oklahoma City A940

Natural Biodiesel Plant LLC Hayti A941

Nova Biofuels Clinton County LLC Clinton A940

Organic Fuels Ltd. Houston A940
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Owensboro Grain Company LLC Owensboro A940

Pacific Biodiesel Inc. Kahului A941

Peach State Labs Inc. Rome A940

Philadelphia Fry-O-Diesel Inc. Philadelphia A940

Piedmont Biofuels Industrial LLC Pittsboro A941

Prairie Pride Deerfield A941

RBF Port Neches LLC Houston A940

REG Ralston LLC Ralston A940

Riksch BioFuels LLC Crawfordsville A940

Sanimax Energy Inc. DeForest A940

Southeast BioDiesel LLC Charlotte A941

Soy Solutions Milford A940

SoyMor Biodiesel LLC Albert Lea A940

Stepan Company Northfield A941

Trafigura AG Stamford A940

U.S. Biofuels Inc. Rome A940

United Oil Company Pittsburgh A940

Vitol Inc. Houston A940

Western Dubque Biodiesel LLC Farley A940

Western Iowa Energy LLC Wall Lake A940

Western Petroleum Company Eden Prairie A940

Yokaya Biofuels Inc. Ukiah A941
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